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Antrag:  B1  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Dessau-Roßlau, Jusos Anhalt-Bitterfeld, Jusos Wittenberg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesvorstand 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Faire Bezahlung von Überstunden 9 

 10 
Die SPD Bundestagsfraktion möge sich dafür einsetzen, dass Überstunden 11 
mindestens mit dem selben Gehalt wie reguläre Arbeitsstunden entlohnt werden. 12 
                                                                              13 
ausbezahlt oder durch Freizeit abgegolten werden sollen.  14 
 15 
Begründung: 16 
 17 
Überstunden können im Ausnahmefall notwendig sein, um die Handlungsfähigkeit 18 
einer Institution zu erhalten. Beispiele sind ein kurzzeitig verstärktes 19 
Arbeitsaufkommen oder der unvorhersehbare Ausfall von Kollegen. Sie erfordern 20 
jedoch vom Mitarbeiter erhöhte Anstrengung und Konzentration. Folglich können sie 21 
als Stress empfunden werden und gesundheitsschädlich wirken.  22 
Einzelne Arbeitgeber, insbesondere Leiharbeitsfirmen, sind dazu übergegangen, 23 
ihren Mitarbeitern für Überstunden geringere Löhne zu zahlen als für reguläre Arbeit. 24 
Häufig sehen sie das als gerechtfertigten Ausgleich dafür an, dass der Mitarbeiter 25 
seine Arbeit innerhalb der regulären Arbeitszeit nicht schafft. Es wird unterstellt, dass 26 
dies in der Verantwortung des Mitarbeiters und nicht in der des Arbeitsgebers liegt. 27 
Wir erachten diese Denkweise als perfide und unmenschlich. 28 
Ein Großteil der Angestellten hat in seinem Streben nach Glück und Anerkennung 29 
nachvollziehbarerweise den Anspruch, eine gute und verlässliche Arbeitskraft sein. 30 
Somit entsteht beim Betroffenen bei Überbelastung ein innerer Konflikt, welcher 31 
insbesondere in prekären Arbeitsverhältnissen dazu führt, dass Angestellte über das 32 
im Arbeitsvertrag vereinbarte Maß hinaus beim Arbeitsgeber aktiv sind. Sie wollen 33 
auf keinen Fall den Eindruck erwecken, nur oberflächlich oder unvollständig zu 34 
arbeiten. Besonders wenn Überstunden geringer bezahlt werden als reguläre Arbeit, 35 
wird dieses Verhalten von einzelnen Arbeitgebern ausgenutzt.  36 
Wir sind der Meinung, dass übermäßiges Engagement von Arbeitern im Sinne ihres 37 
Arbeitsgebers nicht bestraft werden darf. Überstunden stellen immer einen 38 
Mehraufwand dar und sollten unserer Meinung nach deshalb mindestens in gleicher 39 
Höhe wie reguläre Arbeitsstunden bezahlt oder durch Freistunden bzw. Urlaubstage 40 
aufgewogen werden. 41 
 42 
 43 
 44 
 45 
 46 
 47 
 48 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 49 
Weitergeleitet an: 50 
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Antrag:  B3  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Bundestagsfraktion, Bundesministerium für Arbeit und 5 
Soziales, Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, AFA Sachsen-Anhalt, AFA 6 
Bundesvorstand 7 
 8 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 9 

 10 
Regelungen für zeit- und ortsunabhängiges Arbeiten jenseits der Präsenzkultur 11 

 12 
Vertrauensarbeitszeit dient vornehmlich dazu, Führungskräften oder 13 
Außendienstmitarbeitern die nötige Freiheit für Ihre Tätigkeit zu geben. Da aber 14 
immer mehr Arbeitnehmer*innen in zeit- und ortsunabhängigen Beschäftigungen in 15 
diesem Modell arbeiten, muss dieses Modell neu gedacht und besser kontrolliert 16 
werden, um Arbeitnehmer*innen vor Überforderung zu schützen und eine Umgehung 17 
des Mindestlohnes zu verhindern. Daher fordern wir die SPD-Bundestagsfraktion, 18 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, die AFA Sachsen-Anhalt und den 19 
AFA Bundesvorstand dazu auf, sich für folgende Punkte bei zeit- und 20 
ortsunabhängigen Tätigkeiten jenseits der Präsenzkultur einzusetzen:  21 
 22 

1. Neuregelung welche Voraussetzungen Arbeitnehmer*innen erfüllen müssen, 23 
damit das Modell der Vertrauensarbeitszeit angewendet werden darf. 24 

 25 
2. Beschäftigung mit dem Begriff Arbeitszeit. Was zählt bei zeit- und 26 

ortsunabhängigen Tätigkeiten zur Arbeitszeit? 27 
 28 

3. Sicherstellung, dass die Verantwortung für die Arbeitszeiterfassung nicht auf 29 
die Arbeitnehmer*innen übertragen werden darf. Wir fordern dazu auf, dies 30 
explizit in §16(2) ArbZG aufzunehmen und die Einhaltung der Regelung 31 
ebenfalls wie beim Mindestlohngesetzt durch den Zoll kontrollieren zu lassen. 32 
Verstöße sollen analog geahndet werden. 33 

 34 
4. klare gesetzliche Regelung, wie Überstunden - resultierend aus 35 

Vertrauensarbeitsverhältnissen -abgebaut werden können bzw. den 36 
Arbeitnehmer*innen vergütet werden. 37 

 38 
Begründung: 39 
 40 
Nach der Arbeitszeitrechnung des Instituts für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 41 
(IAB) werden in Deutschland derzeit knapp eine Milliarde unbezahlte Überstunden 42 
geleistet. Dadurch überschreiten einige Arbeitnehmer*innen die gesetzlich 43 
vorgeschriebene Höchstarbeitszeit. Auch im Modell der Vertrauensarbeitszeit gibt es 44 
die Pflicht, nach § 16 (2) ArbZG), Überstunden zu erfassen. Dies geschieht derzeit 45 
nur unzureichend. Oftmals wird die Verantwortung an Arbeitnehmer*innen 46 
ausgelagert.  47 
Eine moderne Arbeitnehmer*innenpolitik befriedigt das Bedürfnis auf flexibles und 48 
ortsunabhängiges Arbeiten. Dieses Modell wird zukünftig noch wichtiger und immer 49 
mehr Arbeitnehmer*innen betreffen. Es sollte ein Anliegen sozialdemokratischer 50 
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Politik sein, Arbeitnehmer*innen vor Überforderungen zu schützen. Außerdem sollten 1 
wir uns dafür einsetzen, dass die geleistete Arbeitszeit auch tatsächlich entlohnt wird! 2 
Diesem Anliegen tragen wir Rechnung in dem wir uns dafür einsetzen, die 3 
Mehrarbeit, die durch Vertrauensarbeit entstehen kann, besser zu erfassen und zu 4 
kontrollieren und entstandene Überstunden entsprechend zu entlohnen. 5 
 6 
 7 
 8 
 9 
 10 
 11 
 12 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 13 
Weitergeleitet an: 14 
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Antrag:  B4  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landtagsfraktion, SPD-Landesparteitag 5 

 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Altersgrenzen für den Schulbesuch von Geflüchteten neu denken 9 

 10 
Die SPD-Landtagsfraktion wird aufgefordert, den Zugang für junge Geflüchtete zu 11 
Schul- und Berufsbildung zu verbessern. Junge Geflüchtete sollen nicht mit Ende der 12 
Schulpflicht zu Abbruch der Schulbildung gezwungen werden. Daher ist die 13 
Einführung eines Anspruches auf Wiederaufnahme der Schulbildung bis zum 14 
vollendeten 21. Lebensjahr zu prüfen. Des Weiteren ist die Schaffung einer 15 
Ausnahmeregelung für besonders begründete Fälle zu prüfen. Dazu müssen die 16 
personellen Kapazitäten an den Schule, insbesondere im Bereich Deutsch als 17 
Zweitsprache, entsprechend erhöht und die universitäre Lehramtsausbildung an die 18 
neuen Anforderungen angepasst werden. 19 
 20 

 21 
Begründung: 22 
Das Konzept der Schulpflicht, mit seiner strengen Orientierung am Alter mag für die 23 
große Mehrheit der Menschen in Sachsen-Anhalt praktikabel sein. Es bildet jedoch 24 
die Realität der Bildungsverläufe junger, geflüchteter Menschen nicht ab und 25 
begrenzt diese Menschen somit massiv in ihren Bildungschancen. 26 
Sowohl lange Fluchtphasen, als auch Phasen von Krieg oder Gewalt lassen einen 27 
geregelten Schulbesuch häufig unmöglich werden. Ein Beispiel ist hier Syrien, in dem 28 
heute 15 Jahre alte Kinder und Jugendliche seit ihrem neunten Lebensjahr in einem 29 
von Krieg beeinflussten Land leben. Dies wirkt sich natürlich auch massiv und 30 
negativ auf die Bildungsverläufe aus. Kommen diese Menschen nach einer oft nicht 31 
sehr kurzen Flucht in Deutschland an, bleibt nach den aktuellen Fristen zu wenig 32 
Zeit, die Bildungschancen zu nutzen. 33 
Eine Änderung der Fristen für den Schulbesuch würde somit mehr Menschen die 34 
Chance auf grundlegende Schul- und Berufsbildung ermöglichen und ihre 35 
Benachteiligung etwas abmildern, anstatt diese zu manifestieren. 36 
Das Anlegen der klassischen Bildungsverläufe von in Deutschland aufgewachsenen 37 
Kindern muss somit ein Auslaufmodell zu Gunsten einer fairen Chance auf Bildung 38 
sein. 39 
 40 
 41 
 42 
 43 
 44 
 45 
 46 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 47 
Weitergeleitet an: 48 



Antragsbereich B – Bildung und Arbeit 
 

9 
 

Antrag:  B5  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landtagsfraktion, SPD-Bundestagsfraktion, AfB, AfA, SPD-5 
Landesparteitag 6 
 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Bildungsurlaub für alle! 10 

 11 
Die Landesdelegiertenkonferenz fordert den Zugang zum Bildungsurlaub zu 12 
erleichtern und bekannter zu machen. 13 
Dies beinhaltet insbesondere: 14 
 15 

- Gesetzlicher Anspruch aller Arbeitnehmer*innen – egal in welchem 16 
Bundesland sie leben – auf Bildungsurlaub festlegen. 17 

 18 
- erleichterter Zugang zu Bildungsangeboten durch den Abbau 19 

bürokratischer Hürden 20 
 21 
- aufsetzen einer bundeweiten Imagekampagne zur Information der 22 

Unternehmer*innen und Arbeiter*innen über die Thematik 23 
 24 
- Abschaffung der unterschiedlichen Regelungen in den einzelnen 25 

Bundesländern 26 
 27 
- Abschaffung der Sonderregelung für kleine Betriebe (Verbot für 28 

Bildungsurlaub für Arbeitnehmer*innen in einem Betrieb mit weniger als 5 29 
Beschäftigte/n) 30 

 31 
Begründung: 32 
 33 
Das Thema „Bildung“ insbesondere „Lebenslanges Lernen“ ist ein elementarer 34 
Bereich sozialdemokratischer Politik. Der Bildungsurlaub ist zwar ein gesetzlich 35 
verbriefter Anspruch für Arbeiter*innen während der Arbeitszeit, dieser ist vielen aber 36 
wenig bekannt und wird drum auch wenig genutzt. 37 
 38 
Im Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation über den bezahlten 39 
Bildungsurlaub hatte sich die BRD im Jahre 1974 zu einem bezahlten Bildungsurlaub 40 
zum Zwecke der Berufsbildung, der allgemeinen und politischen Bildung sowie der 41 
gewerkschaftlichen Bildung verständigt. Da die Kulturhoheit bei den Ländern liegt 42 
wurde dieser in jeweils eigenen Landesgesetzten individuelle geregelt, in einigen z.B. 43 
Bayern und Sachsen verzichteten allerdings komplett auf gesetzliche Regelungen. 44 
Die unterschiedliche Vorgehensweise sorgte außerdem für zahlreiche 45 
Sonderregelung, zum Beispiel wie viele Tage den Arbeitnehmer*innen zustehen (in 46 
den meisten Ländern fünf Tage) und für welche Bereiche Bildungsurlaub beschränkt 47 
wird (i.d.R. politische und berufliche Bildung). In einige Bundesländer z.B. Rheinland-48 
Pfalz und Mecklenburg-Vorpommern gibt es außerdem Pauschalen für die 49 
Kompensation der Lohnkosten, in vielen anderen Bundesländern gibt es dagegen 50 
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keinerlei finanzielle Anreize. All dies führt dazu, dass Bildungsurlaub wenig bekannt 1 
ist und nur selten genutzt wird. Nur durchschnittlich 1-2 Prozent (in Bremen annähern 2 
fünf Prozent) der Arbeitnehmer*innen wird dieser „Sonderurlaub“ in Anspruch 3 
genommen. Oft herrscht auch Verwirrung, welche Seminare unter dieser Regelung 4 
fallen und Menschen, die sich weiterbilden nutzen stattdessen den Stundenausgleich 5 
oder ihren Jahresurlaub, der eigentlich zu Erholungszwecken gedacht ist.  6 
 7 
Andere Länder - z.B. Italien - machen es vor, welche Chancen es durch diesen 8 
Sonderurlaub gibt. Hier haben die Arbeitenden die Möglichkeit innerhalb drei Jahren 9 
150h Bildungsurlaub zu nehmen um z.B. fehlende Schulabschlüsse nachzuholen. 10 
 11 
 12 
 13 
 14 
 15 
 16 
 17 
 18 
 19 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 20 
Weitergeleitet an: 21 
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Antrag:  B6  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Börde 3 
 4 
Weiterleitung an: Juso-Bundeskonferenz 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Gleiche Lehrinhalte, gleiche Prüfungen, gleiche Chancen! Für das Ende des 9 

Bildungsföderalismus! 10 

 11 
"Es gibt nur eine Sache auf der Welt die teurer ist als Bildung: Keine Bildung!" 12 
- John F. Kennedy 13 
 14 
Bildung ist eines der höchsten Güter in der Bundesrepublik Deutschland. Jedes Kind 15 
hat hier die Chance, eine gute Schulausbildung zu durchlaufen und einen Abschluss 16 
an einer deutschen Schule zu machen. Dennoch gibt es bundesweit erhebliche 17 
Unterschiede zwischen Lehrinhalten; der Bildungsföderalismus macht einheitliche 18 
Lehrpläne und Abschlussprüfungen unmöglich. Wirt fordern deshalb die Parteispitze 19 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands auf, sich in Zukunft für das Ende 20 
einer solchen destruktiven Bildungspolitik einzusetzen und die Schaffung eines 21 
Zentralismus in der deutschen Schulbildung zu forcieren. Dabei sollen sämtliche 22 
Landesregierungen, Landeskultusminister und die Bundesregierung gemeinsam 23 
Lösungen suchen, wie ein solches Projekt schnellstmöglich umgesetzt werden kann. 24 
 25 
Regionale Aspekte der Geographie, Geschichte und politischen Bildung sollen 26 
weiterhin unterrichtet werden. Die hierfür notwendigen Lehrpläne sind auf 27 
Länderebene zu erarbeiten. 28 
 29 
Dabei sollte entsprechende didaktische Konzepte und Kompetenzmodelle im 30 
Curriculum berücksichtigte werden, die innerhalb des fachdidaktischen Diskurses am 31 
geeignetsten erscheinen. 32 
 33 
„G   c   L            g   c   P  f  g    g   c   C   c  ! F       E        34 
B     g fö          !“. 35 
 36 
Begründung: 37 
 38 
Durch den Föderalismus in der Bildungspolitik wird eine vergleichbare Bildung 39 
unmöglich gemacht. Weder sind Abschlussprüfungen wie das Abitur miteinander 40 
vergleichbar noch sind alle Schüler gleich gut für das Berufsleben gewappnet. 41 
Abiturnoten werden in jedem Bundesland anders berechnet und jedes Land hat 42 
eigene Kriterien und Richtlinien für das Erwerben der Allgemeinen Hochschulreife. 43 
Des Weiteren erschwert die „Bildungs-Kleinstaaterei“ den Umzug von Familien 44 
zwischen einzelnen Bundesländern, hohe Bürokratiehürden erschweren den 45 
Wechsel zwischen einzelnen Landesbildungssystemen. 46 
Jedes Bundesland kann durch eine individuelle Bildungspolitik eigene Schwerpunkte 47 
setzen, eine einheitliche Linie fehlt jedoch. Dies ist im 21. Jahrhundert ein 48 
Strandpunkt, den es schnellstmöglich zu überholen gilt. Wenn Deutschland zurück an 49 
die Spitze der Bildungsnationen gelangen möchte, ist es zwingend erforderlich, einen 50 
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Zentralismus in der Bildungspolitik einzuführen, um sich sowohl nach außen, als 1 
auch Innen besser aufstellen zu können. 2 
 3 
 4 
 5 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 6 
Weitergeleitet an: 7 
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Antrag:  B7  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Saalekreis 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Lernen in einer digitalen Welt 9 

 10 
Die SPD- Landtagsfraktion wird aufgefordert, sich für die Entwicklung und 11 
U       g       L           g   „B     g          g       W   “            .       12 
Landesstrategie hat folgende Ziele zu verfolgen: 13 
  14 

1. Jede Schule in Sachsen-Anhalt soll bis Ende 2020 eine 15 
Internetversorgungsrate von mindestens 50 MBits anliegen haben. 16 
 17 

2. Bis 2021 sollen in allen Schulen die jeweiligen Unterrichtsräume mit WLAN 18 
oder LAN-Verbindung ausgestattet sein. 19 

 20 
3. B   2019                 S     g       K             k  f       „B     g        21 

  g       W   “   f         K  p          c          L   p         L      22 
Sachsen- Anhalt einzuarbeiten. 23 
 24 

4. Bis 2021 haben alle Schulen schuleigene Medienkompetenzpläne im Rahmen 25 
der Schulprogrammarbeit zu erarbeiten. 26 
 27 

5. Schaffung eines Förderprogrammes, das dafür sorgt, dass bis 2021alle 28 
Schulen mit der notwendigen Hard- und Software zur Umsetzung der 29 
Landesstrategie und der schuleigenen Medienkompetenzpläne ausgestattet 30 
sind. 31 
 32 

6. Es sind für die erste und zweite Phase der Lehrerausbildung sowie für die 33 
Lehrerfort- und -weiterbildung Module zu entwickeln, welche die Lehrerinnen 34 
    L        f     V         g     K  p          c       „K  p             35 
  g       W   “ v          . 36 
 37 

7. Datenschutz ist als fundamentales Prinzip in der Hardware-Ausstattung und 38 
den Lehrplänen zu verankern. Jede Schule muss eine/n 39 
Datenschutzbeauftragte/n  mit entsprechenden Anrechnungsstunden 40 
benennen. 41 
 42 

Darüber hinaus sollen die jeweiligen Träger der Schuleinrichtungen für die 43 
Wartung/Instandhaltung und Betreuung zuständig sein und dieses mit 44 
ausreichendem Personal in ihren bereits vorhandenen Strukturen berücksichtigen. 45 
 46 
Begründung: 47 
 48 
Neben Lesen, Schreiben und Rechnen hat sich mittlerweile eine weitere 49 
Kulturtechnik – der kompetente Umgang mit digitalen Medien- entwickelt. Wie die 50 
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ICLIS-Studie von 2013 aufzeigte, nutzen nicht nur die Lehrerinnen und Lehrer in 1 
Deutschland am wenigstens neue respektive digitale Medien im Unterricht sondern 2 
darüber hinaus belegen unsere Schülerinnen und Schüler nur einen unteren 3 
mittleren Platz bei den Computer-und informationsbezogenen Kompetenzen. 4 
 5 
Die Kultusministerkonferenz hat daher im Dezember 2016 die Strategie „Bildung in 6 
der digitalen Welt“ beschlossen, zu deren Umsetzung sich alle Länder verpflichtet 7 
haben. In dieser Strategie werden sechs Kompetenzbereiche der „Kompetenz in der 8 
digitalen Welt“ definiert, die in fächerspezifischen und fächerübergreifenden Curricula 9 
berücksichtigt werden sollen. Das große Ziel ist, dass alle Schülerinnen und Schüler, 10 
die im Schuljahr 2018/2019 eingeschult werden respektive in die Sekundarstufe I 11 
wechseln, bis zum Ende ihrer Pflichtschulzeit diese Kompetenzen erwerben. Darüber 12 
hinaus wird angestrebt, dass bis 2021 alle Voraussetzungen geschaffen sind, dass 13 
Schülerinnen und Schüler jederzeit, wenn es pädagogisch und didaktisch für den 14 
Unterrichtsverlauf sinnvoll ist, Zugang zum Internet haben. 15 
 16 
Um die Ziele der Strategie der Kultusministerkonferenz zu erreichen, muss Sachsen-17 
Anhalt anfangen für sich eine landeseigene Strategie zu entwickeln. 18 
 19 
 20 
 21 
 22 
 23 
 24 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 25 
Weitergeleitet an: 26 
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Antrag:  B8  27 
 28 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 29 
 30 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag 31 

 32 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 33 
 34 

Die Schulmediation als Mittel zur Gewalt- und Kriminalpräventionen an allen 35 

Schulen in Sachsen-Anhalt zur Pflicht zu machen. 36 

 37 
Die SPD Landtagsfraktion wird aufgefordert: 38 
mehr Gewalt- und Kriminalprävention an Schulen zu fördern. Sachsen-Anhalts 39 
Bildungsminister wies in einem Gespräch mit der Volksstimme am 20.04.17 darauf 40 
hin, dass die hohe Zahl der Mobbing-Opfer aus der Pisa Studie alarmierend sei. Er 41 
plädiere für die Sensibilisierung von Lehrkräften, damit Mobbing-Situationen früh 42 
erkannt oder im Vorfeld präventiv verhindert werden können. Eine Art dieser 43 
Prävention ist die Schulmediation in der die Streitschlichtung durch Peeredukation 44 
erfolgt. 45 
Die Umsetzung des Programms ist auch durch die Absicherung bzw. Ausbau der 46 
Schulsozialarbeit zu sichern. Hierfür sind vom Land ausreichende Mittel zur 47 
Verfügung zu stellen. 48 
Am einfachsten kann dieses durch niedrigschwellige Angebote schon im 49 
Primärbereich veranlasst werden. Diese Angebote werden von externen 50 
Institutionen, angepasst an die Schulform und die Klientel, an die Schulen gebracht. 51 
Dies sind einmalige Kosten, die im Vergleich zu den auftretenden Problemen durch 52 
Gewalt und Mobbing eher gering einzuschätzen sind. 53 
 54 
Begründung: 55 
 56 
Zentraler Aspekt des Programms „Streitschlichter“ ist die systemische Verankerung 57 
des Konfliktbearbeitungsverfahrens Mediation als ein Beitrag zur Entwicklung einer 58 
demokratischen Schulkultur. Das Streitschlichterprojekt, dessen Grundverständnis 59 
von Mediation auf dem Konzept der konstruktiven, systemischen Konfliktbearbeitung 60 
in enger Verknüpfung mit langfristigen Schulentwicklungsprozessen fußt, muss daher 61 
weiter vorangebracht werden.  62 
 63 
In Sachsen-Anhalt wurde die Schulmediation im Jahr 2000 vom Kultusministerium 64 
als anerkannte Lehrerfortbildung eingestuft.  65 
Seither gibt es keine einheitliche Liste der Lehrenden im Land Sachsen-Anhalt die 66 
bereits eine Ausbildung zum Mediator oder zu einer Mediatorin gemacht haben und 67 
keine einheitliche Evaluation über den Gebrauch der Schulmediation. Obwohl dieses 68 
Projekt ein Qualifizierungsprogramm für Schulen ist und den Schulalltag nachhaltig 69 
verändern kann, wird die Notwendigkeit durch die betreffenden Ebenen 70 
unzureichend erkannt.  71 
 72 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 73 
Weitergeleitet an: 74 
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Antrag:  E1  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: S&D-Fraktion, SPD-Bundestagsfraktion, Bundesregierung 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Initiativrecht für das Europaparlament 9 

 10 
Die SPD-Bundestagsfraktion und die Bundesregierung werden dazu aufgefordert, 11 
sich dafür einzusetzen, dass sowohl das Europäische Parlament als auch der Rat 12 
das Initiativrecht erhalten. Dazu soll der Artikel 294 AEUV entsprechend  angepasst 13 
werden. 14 
 15 
Begründung: 16 
 17 
Die bisherige Formulierung des Art. 294 AEUV (2) lautet: 18 
 19 
„(2) Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parlament und dem Rat einen 20 
Vorschlag.“ 21 
 22 
Ein anständiges Parlament, das sich für die Belange ihrer Bürger/Wähler einsetzen 23 
soll, benötigt ein Initiativrecht um gestalterisch tätig zu werden. Gleichzeitig gibt es 24 
keinen vernünftigen Grund, weshalb dieses Einbringungsrecht nicht auch bei dem 25 
Ministerrat, der aus den Fachministern der jeweiligen Mitgliedsstaaten besteht liegen 26 
soll.  27 
Obwohl der Kommissionspräsident vom Europäischen Parlament bestätigt werden 28 
muss, ist die Kommission keine Europäische Regierung, sondern die „Hüterin der 29 
Europäischen Verträge“ und Verwaltung der Europäischen Union. 30 
Die jetzige Kommission unter Präsident Juncker ist leider nicht durch große Initiativen 31 
für eine Entwicklung der Europäischen Union in Erscheinung getreten, sondern hat 32 
diese den Staats- und Regierungschefs der einzelnen Mitgliedsstaaten überlassen. 33 
Das Resultat dieser Politik ist nun, dass wir wieder vermehrt mit Klischeebildern im 34 
Kopf übereinander und nicht miteinander reden.  Um die laufende Fortentwicklung 35 
der Europäischen Union zu einer Region des friedlichen Zusammenlebens der 36 
Nationen und des Wohlstandes zu gewährleisten ist es deshalb unbedingt 37 
notwendig, das Initiativrecht auch in die Hände des Europäischen Parlamentes zu 38 
legen. Das Europäische Parlament ist zudem das einzige der drei Gremien, das 39 
direkt von den europäischen Bürgern gewählt wird und ist somit am nächsten an den 40 
Bürgern dran. 41 
 42 
 43 
 44 
 45 
 46 
 47 
 48 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 49 
Weitergeleitet an: 50 



Antragsbereich E – Europa-, Landes- und Kommunalpolitik 
 

17 
 

Antrag:  E2  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: S&D-Fraktion, SPD-Bundestagsfraktion 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
EU-Konvent für und mit den Bürgern 9 

 10 
In zeitlicher Nähe nach den Brexit-Verhandlungen sollen sich die SPD-11 
Bundestagsabgeordneten zusammen mit ihren Kollegen in den europäischen 12 
Schwesterparteien dafür einsetzen, dass die Verträge der Europäischen Union 13 
überarbeitet werden. Diese Initiative für einen EU-Konvent soll von den Bürgern und 14 
Parlamenten ausgehen und vor allem von ihnen gestaltet werden. 15 
 16 
Begründung: 17 
 18 
Die Europäische Union musste in den letzten Jahren immer wieder Kritik einstecken. 19 
Zum einen nutzen die Mitgliedsländer die EU oft um unangenehme Gesetze den 20 
eigenen Bürgern zu erklären und zum anderen wird vieles in Brüssel diskutiert und 21 
beschlossen dessen Bedeutung und Wichtigkeit den Bürgerinnen und Bürgern nicht 22 
verständlich ist bzw. verständlich gemacht wird. Diese Entwicklung gipfelt nun darin 23 
dass Großbritannien die EU verlassen möchte. Gleichzeitig verschließen sich immer 24 
mehr Regierungen einem „Mehr Europa“.  25 
Ziel dieses Antrages ist es nicht ein „Mehr Europa“ zu beschließen, sondern den 26 
Weg zu ebnen um mit allen verbliebenen 27 Ländern zu einem „besseren Europa“ zu 27 
kommen. Bei diesem Konvent (-prozess) der von den Parlamenten und Bürgern 28 
initiiert werden würde, wären wir in der Lage, dass sich die europäische 29 
Zivilgesellschaft über alle Grenzen hinweg zu Gesprächen und Diskussionen 30 
miteinander zusammenzubringen. 31 
 32 
 33 
 34 
 35 
 36 
 37 
 38 
 39 
 40 
 41 
 42 
 43 
 44 
 45 
 46 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 47 
Weitergeleitet an: 48 
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Antrag:  E3  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Halle 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag und SPD-Landtagfraktion, SPD-5 

Bundesparteitag und SPD-Bundestagsfraktion sowie 6 
Bundeskongress 7 

 8 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 9 

 10 
Abschaffung des Hausberufungsverbots 11 

 12 
Die Jusos Sachsen-Anhalt fordern eine Abschaffung des Hausberufungsverbots an 13 
deutschen Hochschulen.  14 
 15 
Die Praxis des Hausberufungsverbots, die eine langfristige Karriereplanung an einem 16 
H c  c                c    ß   v    öß  g g          . 33 GG (     c      „j     17 
     c   […]   c         E g   g  B f   g  g     f chlichen Leistung gleichen 18 
Z g  g    j     öff     c        “). I            F          M             c  19 
Väter entscheiden sich aufgrund dieser Hürde oft gegen eine Fernberufung und 20 
einen Karriereaufstieg, was unserem sozialdemokratischen Ziel der 21 
Chancengleichheit widerspricht. 22 
 23 
Daher setzen die Jusos Sachsen-Anhalt sich für die Möglichkeit von Hausberufungen 24 
außerhalb von Ausnahmeklauseln ein. 25 
 26 
Begründung: 27 
 28 
Wenn eine Fakultät an einer deutschen Hochschule beziehungsweise Universität 29 
einen vakanten Lehrstuhl oder eine Professur zu besetzen hat, wird ein so 30 
genanntes Berufungsverfahren eingeleitet. 31 
 32 
Dieses richtet sich für Hochschulprofessor*innen in Deutschland nach dem 33 
Hochschulrahmengesetz (HRG), den Landeshochschulgesetzen und der 34 
Berufungsordnung der jeweiligen Hochschule. Würde ein*e Hochschulbedienstete*r 35 
der eigenen Hochschule auf den Professor*innenposten berufen werden, hieße das 36 
eine Hausberufung. Die Hausberufung ist in Deutschland in mehreren Ländern aber 37 
nur unter besonderen Verfahren zulässig. Beispielsweise können wissenschaftliche 38 
und künstlerische Mitarbeiter*innen sowie Juniorprofessor*innen und Professor*innen 39 
der eigenen Hochschule in begründeten Ausnahmefällen nur berücksichtigt werden, 40 
wenn sie nach ihrer Promotion die Hochschule gewechselt hatten oder mindestens 41 
zwei Jahre außerhalb der berufenden Hochschule wissenschaftlich tätig waren. 42 
Andernorts tritt die Ausnahmeregel auch erst ab einer Überschreitung eines 43 
gewissen Alters (von zum Beispiel 50 Jahren) in Kraft. 44 
 45 
Diese Einschränkung in der Berufung wird unter dem Begriff des 46 
Hausberufungsverbots festgeschrieben. Grund dieser Einschränkung sei es, eine 47 
unerwünschte Schulenbildung oder die Bevorzugung aufgrund persönlicher 48 
Beziehungen bei der Besetzung akademischer Stellen zu verhindern. Durch eine 49 
befangenheitsfreihe Besetzung der Berufungskommissionen, notfalls auch mit 50 
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Mitarbeiter*innen anderer Universitäten oder (wie gesetzeskonform) mit im 1 
Ruhestand befindlichen Professor*innen, kann eine Bevorzugung aufgrund 2 
persönlicher Beziehungen vermieden werden. Die landesrechtlichen 3 
Beschränkungen für Hausberufungen wurden mit Blick auf Art. 33 Abs. 2 GG mit 4 
Ausnahmeklauseln versehen, die auf dem Hintergrund des Grundgesetzes großzügig 5 
auszulegen sind, da ein absolutes Hausberufungsverbot mit Bezug zu Art. 33 Abs. 2 6 
GG verfassungswidrig wäre. Dennoch findet eine Hausberufung, auch aus 7 
erschwerten formalen Gründen, fast nie statt. 8 
 9 
Um in einer wissenschaftlichen Karriere voranzuschreiten, müssen 10 
Hochschulbedienstete heute fernberufen werden. Durch die Fernberufung müssen 11 
sie oft nicht nur aus ihrem sozialen, sondern auch aus ihrem familiären Umfeld 12 
ausbrechen. Besonders Frauen* und Mütter aber auch Väter entscheiden sich 13 
aufgrund dieser Hürde oft gegen eine Fernberufung und einen Karriereaufstieg. Es 14 
kommt hinzu, dass Professor*innen, wenn sie einer Fernberufung folgen, aus 15 
sozialen und familiären Gründen oft keinen Wohnraumwechsel vornehmen, wenn 16 
dieser nach einer Fernberufung zu vermeiden ist. Anstatt ihre Finanzkraft dem Ort 17 
oder Bundesland zur Verfügung zu stellen, das sie berufen hat, behalten sie ihren 18 
Wohnsitz und pendeln. Insbesondere die neuen Bundesländer leiden unter dieser 19 
Aufteilung, da sie nicht durch die Berufung sozialer und finanzieller Eliten profitieren 20 
können. 21 
 22 
Durch die Möglichkeit zu einer Hausberufung wäre die Karriere 23 
Hochschulbedienstete*r planbarer. Außerdem können Professuren durch die 24 
Hausberufung schneller besetzt werden, weil sie nicht öffentlich ausgeschrieben 25 
werden müssten und Lehrstühle würden nicht so lange zum Nachteil der 26 
Studierenden vakant bleiben. Ein weiterer Aspekt ist die Diskriminierung der 27 
Hochschulbediensteten durch das Hausberufungsverbot. Obwohl Lehrbeauftragte 28 
mit Zeit und Kraft die Lehre und die Forschung einer Institution bereichert haben, 29 
dürfen sie sich nicht auf den höchsten Posten bewerben. 30 
 31 
 32 
 33 
 34 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 35 
Weitergeleitet an: 36 
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Antrag:  E4  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Halle 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag und -Landtagsfraktion 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Abschaffung des Eigenanteils der Kommunen beim Bundesprogramm 9 

„Demokratie Leben“ 10 

 11 
Das Land Sachsen-                  E            k     „P       c  f    f   12 
    k      “   c            R          B     p  g      „    k      L    “ 13 
entstanden sind  14 
 15 
Der Eigenanteil der Kommunen darf nicht länger eine Unsicherheit für diese Projekte 16 
darstellen, da die Demokratie-Bildung im Interesse des Landes ist. 17 
 18 
Begründung: 19 
 20 
Die Kommunen müssen bei den sogenannten lokalen „Partnerschaften für 21 
Demokratie“ einen Eigenanteil erbringen. Dieser muss durch die  Bereitstellung von 22 
Personal und Sachleistungen erfolgen. Um den Kommunen zu erleichtern an diesem 23 
Projekt teilzunehmen, soll das Land bei der Finanzierung der jeweiligen 24 
„Partnerschaften für Demokratie“ sich beteiligen, um damit sicherzustellen, dass die 25 
Projekte langfristig laufen und somit auch einen positiven Effekt erzielen können. 26 
 27 
 28 
 29 
 30 
 31 
 32 
 33 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 34 
Weitergeleitet an: 35 
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Antrag:  F1  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Halle 3 
 4 
Weiterleitung an: Landesparteitag der SPD Sachsen-Anhalt 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Diskriminierung aktiv bekämpfen:  9 

 10 
Unabhängiges Beschwerdemanagement gegen Diskriminierung einrichten 11 

 12 
Die SPD Sachsen-Anhalt setzt sich dafür ein, dass Opfer von Diskriminierung 13 
Zugang zu einem unabhängigen Beschwerdemanagement erhalten nach AGG in 14 
jedem Landkreis. Dabei sollen bestehende Angebote möglichst ausgebaut werden, 15 
anstatt Doppelstrukturen zu schaffen. 16 
 17 
Damit soll sichergestellt werden, dass die zahlreichen unterschiedlichen Gruppen 18 
ohne Angst vor negativen Konsequenzen eine Ansprechperson haben, die sie bei 19 
der möglichen juristischen Aufarbeitung berät. 20 
 21 
Das entstehende Netzwerk soll darüber hinaus Bildungsaufgaben übernehmen und 22 
somit Diskriminierungsprävention betreiben und für eine nachhaltige Sensibilisierung 23 
für die unterschiedlichen Formen von Diskriminierung führen. 24 
 25 
Die sichere Finanzierung der Beschwerdestellen muss Aufgabe des Landes sein und 26 
langfristig gefördert werden. 27 
 28 
So können wir Diskriminierung aktiv bekämpfen! 29 
 30 
Begründung: 31 
 32 
Immer wieder fordern Opferverbände unabhängige Beschwerdestellen und immer 33 
wieder bleiben Vorfälle im Dunkeln, wenn Opfer negative Konsequenzen fürchten. 34 
Schüler*innen müssen beispielsweise das Rektorat der Schule aufsuchen und damit 35 
darauf hoffen, dass keine persönliche Beziehung zwischen der Ansprechperson und 36 
de/r vermeintlichen Täter*in besteht. 37 
 38 
Die Erfahrung zeigt, dass die mobilen Beratungen für Opfer rechter Gewalt 39 
beispielsweise höhere Zahlen vorlegen, als die Polizei. Oft bestehen 40 
Hemmschwellen öffentliche Institutionen aufzusuchen und auch herrscht manchmal 41 
mangelnde Sensibilisierung bei den öffentlichen Stellen. 42 
 43 
Die Einrichtung eines landesweiten Beschwerdemanagements ist eine umfangreiche 44 
Aufgabe, die in der Konsequenz zu einem Wandel in der Gesellschaft führen soll. 45 
Opfer von Diskriminierung dürfen sich nicht alleingelassen fühlen und brauchen 46 
erfahrene Ansprechpersonen. 47 
 48 
Das entstehende Netzwerk soll darüber hinaus Bildungsaufgaben übernehmen und 49 
somit Diskriminierungsprävention betreiben und für eine nachhaltige Sensibilisierung 50 
für die unterschiedlichen Formen von Diskriminierung führen. 51 
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 1 
Auch, wenn es bereits zahlreiche, auch einige unabhängige, Beschwerdestellen gibt, 2 
soll der Antrag es zur Landesaufgabe machen eine Vernetzung zwischen den 3 
unterschiedlichen Angeboten zu erzielen und vor allem bestehende Lücken an 4 
Beschwerdestellen zu füllen. 5 
 6 
Es muss ein Kernanliegen der SPD bleiben, sich der Schutzbedürftigen anzunehmen 7 
und der Diskriminierung die Stirn zu bieten. 8 
 9 
 10 
 11 
 12 
 13 
 14 
 15 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 16 
Weitergeleitet an: 17 
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Antrag:  F2  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Halle 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag und SPD-Landtagfraktion, SPD-5 

Bundesparteitag und SPD-Bundestagsfraktion sowie 6 
Bundeskongress 7 

 8 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 9 

 10 
Paritätisches Geschlechterverhältnis zum Erwerb von Kunstgegenständen und 11 

Kunstaufträgen in staatlichen Institutionen 12 

 13 
Festsetzung eines paritätischen Geschlechterverhältnisses beim Erwerb von 14 
Kunstgegenständen und Kunstaufträgen in staatlichen Institutionen, um die Arbeiten 15 
von Künstlerinnen zu unterstützen. Damit würden die staatlichen Institutionen eine 16 
Vorbildfunktion übernehmen Künstlerinnen geschlechtergerecht zu unterstützen. 17 
 18 
Begründung: 19 
 20 
Sei es im Bundestag oder in den Räumen der Landesregierungen, der Erwerb und 21 
die Ausstellung von Kunstgegenständen spielt eine wichtige Rolle bei der 22 
Repräsentation und Einrichtung der Räumlichkeiten. 23 
 24 
Da Frauen, wie in vielen anderen gesellschaftlichen Bereichen, auch im 25 
künstlerischen Bereich diskriminiert und benachteiligt werden, ist es umso wichtiger, 26 
dass sich staatliche Institutionen um eine Gleichberechtigung der Geschlechter 27 
bemühen hinsichtlich des Erwerbs von Kunstgegenständen sowie bei der Vergabe 28 
von Kunstaufträgen. 29 
 30 
Fakt ist, dass Künstler nach wie vor den künstlerischen Bereich dominieren sowie 31 
einen höheren Marktanteil innerhalb verschiedener künstlerischer Gebiete besitzen. 32 
Daher sollten staatliche Institutionen mit positivem Beispiel vorangehen und die 33 
Arbeit von Künstlerinnen unterstützen. 34 
 35 
 36 
 37 
 38 
 39 
 40 
 41 
 42 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 43 
Weitergeleitet an: 44 
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Antrag:  F3  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Halle 3 
 4 
Weiterleitung an: Juso-Bundeskongress zur Weiterleitung an Bundesparteitag der 5 

SPD und SPD-Bundestagsfraktion 6 
 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Verbot von Konversionstherapien 10 

 11 
Die  SPD wird aufgefordert sich für ein zügiges Verbot von Konversationstherapien 12 
einzusetzen. 13 
 14 
Begründung: 15 
 16 
Sogenannte Konversionstherapien haben den Zweck, homosexuelle Menschen 17 
umzupolen und „wieder“ heterosexuell zu machen. Alle führenden Institute und 18 
Vereinigung von Mediziner*innen sind einhellig der Meinung, dass solche Therapien 19 
nicht nur Wirkungslos sind, sondern auch erhebliche psychische Schäden bei den 20 
Betroffenen auslösen können. Homosexualität ist keine Krankheit und kann daher 21 
auch nicht geheilt werden, deswegen sind solche Therapien von vorneherein zum 22 
Scheitern verurteilt. 23 
 24 
Die Menschen die einen solchen Versuch unternehmen, befinden sich oft in einem 25 
extrem homophoben Umfeld, wo Homosexualität eine Sünde ist und sie werden 26 
daher stark unter Druck gesetzt, sich von dieser „ Sünde“ freizumachen. Durch das 27 
vorhersehbare Scheitern können diese Menschen allerdings ernsthaft psychisch 28 
krank werden oder sind unter Umständen,  dann sogar Suizid gefährdet. 29 
 30 
Die Personen und Vereinigungen, die solche Therapien anbieten handeln oftmals 31 
aus ihrer eigenen religiösen Überzeugung heraus und nutzen dabei gleichzeitig die 32 
Verzweiflung der Menschen aus, die bei ihnen Heilung suchen. 33 
 34 
 35 
 36 
 37 
 38 
 39 
 40 
 41 
 42 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 43 
Weitergeleitet an: 44 
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Antrag:  F4  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an die SPD-5 
Bundestagsfraktion 6 

 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Moderne Adoption – auch ohne Trauschein 10 

 11 
Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, sich für eine Novellierung des 12 
Adoptionsrechtes einzusetzen und dabei die Adoption unabhängig vom 13 
Familienstand zu ermöglichen. Die Existenz einer Ehe bzw. eingetragene 14 
Lebenspartnerschaft darf dabei nicht mehr Voraussetzung für die Möglichkeit zur 15 
(Stiefkind-)Adoption sein. 16 
 17 

 18 
Begründung: 19 
Die bisher in Deutschland gültigen Regelungen zur Adoption reproduzieren ein 20 
Familienbild, das der Realität der heutigen Gesellschaft nicht mehr entspricht. So 21 
2015 nur noch 69 Prozent der Kinder in Familien mit miteinander verheirateten 22 
Eltern. Für fast ein Drittel der Kinder ist also ein anderer Familienstand der Eltern 23 
Normalität. Hinzu kommt, dass auch eine Ehe keine Garantie für eine stabile, 24 
partnerschaftliche Beziehung der Eltern zueinander ist und mehr als ein Drittel der 25 
Ehen geschieden wird. In der Hälfte der Fälle sind dabei Kinder von Scheidung 26 
betroffen. 27 
All diese Gründe sprechen dafür, dass die Realität von Kindern eben nicht mehr 28 
zwingend ein Aufwachsen im Rahmen einer Ehe bzw. Lebenspartnerschaft der 29 
Eltern miteinander ist, abgesehen von Patchwork-Familien und der hohen Anzahl an 30 
Alleinerziehenden. 31 
Dies spiegelt sich jedoch nicht im Adoptionsrecht wieder, welches noch immer das 32 
Vorhandensein einer Ehe bzw. bei der so genannten Stiefkindadoption der 33 
Lebenspartnerschaft, zur Grundvoraussetzung erklärt. Dies erscheint insofern 34 
antiquiert und realitätsfremd, als dass der Familienstand der Eltern somit wenig über 35 
die liebevolle Erziehung und das stabile Begleiten der Kinder aussagt. Daher gehört 36 
diese Bedingung aus einem modernen Adoptionsrecht ersatzlos gestrichen. 37 
 38 
 39 
 40 
 41 
 42 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 43 
Weitergeleitet an: 44 
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Antrag:  F5  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an den SPD-5 
Bundesparteitag 6 

 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Elternschaftserklärungen ermöglichen – Mehrelternschaft absichern 10 

 11 
Die SPD wird aufgefordert, die tatsächliche Lebenssituation von Mehrelternfamilien 12 
rechtlich abzusichern und somit zu stärken. Sie erkennt dabei die Realität tatsächlich 13 
existierender Familienverhältnisse an und ermöglicht einvernehmliche Regelungen 14 
zu Elternschaft und Sorgeberechtigung von mehreren Elternteilen. 15 
 16 
Dabei sollen insbesondere folgende Punkte umgesetzt werden: 17 
 18 
1. Die Formulierung einer rechtsverbindlichen Elternschaftserklärung kann jederzeit, 19 
auch bereits vor der Zeugung des Kindes, erfolgen und umfasst insbesondere 20 
Aussagen dazu, wie die Eltern das Verhältnis zu einander und zum Kind 21 
ausgestalten wollen. 22 
 23 
2. Über das Mittel der Elternschaftsvereinbarung können mehrere Personen 24 
Verantwortung für das betreffende Kind übernehmen, wobei eine Gleichrangigkeit 25 
möglich, aber nicht zwingend ist. 26 
 27 
3. Die leiblichen Eltern müssen im Rahmen der Elternschaftsvereinbarung nicht 28 
zwingend Eltern des Kindes bleiben, so lange in dieser Erklärung sichergestellt ist, 29 
dass das Kind über die Elternschaftsvereinbarung hinreichend abgesichert ist. 30 
 31 
4. Die Elternerklärung ermöglicht eine Unterscheidung zwischen sorgerechtlichen 32 
und verwandtschaftlichen Regelungen. 33 
 34 
5. Die Elternvereinbarung hat rechtgestaltende Bedeutung, wird notariell beurkundet 35 
und ist hinsichtlich Verwandtschaftsbeziehungen nicht anfechtbar – weder durch die 36 
Elternteile, noch durch das Kind. In allen anderen Aspekten ist die Vereinbarung 37 
einvernehmlich abänderbar. 38 
 39 
6. Die in der Elternschaftsvereinbarung benannten Elternteile sollen in die 40 
Geburtsurkunde eingetragen werden. 41 
 42 
7. Die Auswirkungen auf das Familien-, Erb- und Sorgerecht sind nachzuvollziehen. 43 
Dabei ist zur Vermeidung einer Überforderung im Falle der Unterhaltspflicht durch 44 
das Kind gegenüber den Eltern eine Quotenregelung zu prüfen, die die gegenwärtige 45 
Belastung nicht übersteigt. 46 
 47 
Begründung: 48 
Die Familienmodelle, in denen Kinder aufwachsen sind bereits heute – trotz der 49 
rechtlichen Bevorzugung von scheinbar klassischen Vater-Mutter-Kind-Modellen – 50 
vielfältig und Realität vieler Menschen in Deutschland. Hierzu zählt auch, dass es 51 
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nicht wenige Familien gibt, in denen mehr als zwei Eltern die Verantwortung für das 1 
behütete Aufwachsen von Kindern übernehmen. Beispiele hierfür finden sich nicht 2 
nur im Zusammenhang mit so genannten Regenbogenfamilien, sondern 3 
insbesondere auch im Zusammenhang mit Patchwork-Familienmodellen. Bisher ist 4 
es jedoch nicht möglich, dass die elterliche Verantwortung auch offiziell auf mehr als 5 
zwei Schultern aufgeteilt werden kann. Durch das Modell der Mehrelternschaft würde 6 
diese Möglichkeit eingeräumt, ohne dass der klassischen Zwei-Elternschaft Nachteile 7 
entstehen würden. Somit könnten auch neue Partner*innen von Eltern, wenn dies 8 
gewünscht ist, eine offizielle Verantwortung übernehmen, ohne dass die bisherigen 9 
Eltern diese abgegeben müssten. Zudem würde durch die Möglichkeit des 10 
Abschlusses einer solchen Erklärung Rechtssicherheit für alle geschaffen. Damit dies 11 
von Anfang an möglich ist, soll dies auch bereits vor der Zeugung möglich sein – 12 
sowie zu jedem späteren Zeitpunkt auch. 13 
 14 
 15 
 16 
 17 
 18 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 19 
Weitergeleitet an: 20 
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Antrag:  F6  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landtagsfraktion, Ministerium für Wirtschaft und 5 
Wissenschaft des Landes Sachsen-Anhalt 6 
 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Ohne Gleichstellungsbeauftragte ist keine Hochschule zu machen 10 

 11 
    K         p           „K    -K        “         c    f      N v        g     12 
Hochschulgesetzes Sachsen-Anhalt (HSG-LSA) geeinigt. Dies bietet die Möglichkeit, 13 
das Ziel einer geschlechtergerechten Hochschule noch stärker im Gesetz zu 14 
verankern und die Wirksamkeit gleichstellungspolitischer Regelungen zu erhöhen. 15 
Die Jusos Sachsen-Anhalt fordert daher die Verankerung folgender Punkte im HSG-16 
LSA.   17 
 18 

1. Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) muss auch für Studierende 19 
gelten (§3 HSG) 20 
 21 

2. Die Gleichstellungsbeauftragten müssen Stimmrecht in 22 
Berufungskommissionen haben (§36 HSG)   23 
 24 
 25 

3. Kindererziehungszeiten müssen berufungsfördernd berücksichtigt werden 26 
(§35 HSG)  27 

 28 
4. Für die Gleichstellungsarbeit muss in Bezug auf die Freistellung der 29 

Gleichstellungsbeauftragten und ihre personelle Ausstattung eine 30 
angemessene Mindestausstattung festgeschrieben werden (§72 HSG)  31 
 32 
 33 

5. Die Landeskonferenz der Gleichstellungsbeauftragten der Hochschulen und 34 
Klinika soll als Vertretung der Belange auf dem Gebiet der Gleichstellung von 35 
Männern und Frauen gegenüber dem Ministerium gesetzlich verankert 36 
werden. Die Koordinierungsstelle für Genderforschung und Chancengleichheit 37 
Sachsen-Anhalt soll als Geschäftsstelle dienen (§72 HSG)  38 
 39 

6. Die Teilhabe der Gleichstellungsbeauftragten an Entscheidungen der 40 
Hochschulleitung muss verbessert werden. (§72 HSG) 41 

 42 
Begründung: 43 
 44 
Zur Verwirklichung von Gleichstellung und Geschlechtergerechtigkeit an den 45 
Hochschulen des Landes, in denen die gleichberechtigte und 46 
geschlechterparitätische Teilhabe, insbesondere die Akzeptanz von Frauen für 47 
wissenschaftliche Karrieren eine Selbstverständlichkeit darstellt, kommt den 48 
Gleichstellungsbeauftragten eine zentrale Rolle zu. Die bisherigen Erfahrungen 49 
zeigen, dass die Gleichstellungsbeauftragten an den Hochschulen gestärkt werden 50 
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müssen, damit diese ihren umfangreichen gleichstellungspolitischen Auftrag 1 
tatsächlich effektiv umsetzen können  2 
 3 
Zu 1  4 
Um die unsichere Rechtslage, die sich durch das Nebeneinander von AGG und das 5 
HSG des Landes Sachsen-Anhalt für Studierende ergibt, zu verändern, plädieren wir 6 
für die Aufnahme eines zusätzlichen Absatzes in das HSG, wonach das AGG für 7 
Mitglieder und Angehörige der Hochschulen entsprechend gilt, die keine 8 
Beschäftigten der Hochschule sind.  9 
 10 
Zu 2.  11 
Das Stimmrecht der Gleichstellungsbeauftragten in Berufungskommissionen wurde 12 
vor einigen Jahren im Gesetz gestrichen. Sowohl das Landesprogramm für ein 13 
geschlechtergerechtes Sachsen-Anhalt als auch der Koalitionsvertrag schreiben eine 14 
Steigerung des Frauenanteils bei Professuren auf mindestens 40 Prozent vor, der 15 
ohne die Mitwirkung von Gleichstellungsbeauftragten auch in den 16 
Berufungskommissionen nicht erreicht werden dürfte.   17 
 18 
Zu 3.  19 
Mit Kindererziehungszeiten sind in der Regel geringere Publikationszahlen und 20 
Drittmitteleinwerbungen verbunden. Damit Eltern gegenüber kinderlosen 21 
Wissenschaftler*innen nicht benachteiligt werden, sollten Kindererziehungszeiten 22 
bewusst dahingehend berücksichtigt werden, dass diese Zeiten von der 23 
Wissenschaftsarbeitszeit abgezogen werden (d.h. die vorliegenden Leistungen 24 
sollten ins Verhältnis zur tatsächlichen Dauer der wissenschaftlichen Arbeit gesetzt 25 
werden).  26 
 27 
Zu 4.   28 
Ohne angemessene personelle und sachliche Ausstattung können die GB ihrem 29 
Auftrag nicht gerecht werden. Vorgeschlagen wird daher in Anlehnung an das HSG 30 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern: „Für die Erfüllung ihrer Aufgaben erhält sie 31 
mindestens eine halbe Stelle für eine wissenschaftliche Mitarbeiterin sowie eine 32 
ausreichende Sachmittelausstattung.“ (HSG MV § 88 Abs. 4).  33 
Festgeschrieben werden sollte zudem eine personelle Mindestforderung mit 34 
verschiedenen Wahlmöglichkeiten, deren konkrete Ausgestaltung bei den 35 
Hochschulen verbleibt:  36 
- ½ Freistellung (bezogen auf VZÄ) für die Gleichstellungsbeauftragte/den  37 
Gleichstellungsbeauftragten oder alternativ eine 20-h-Referent*innenstelle im 38 
Gleichstellungsbüro,  39 
- an Hochschulen mit mehr als 10.000 Angehörigen/1.500 Mitarbeiter*innen eine GB-40 
Freistellung (VZÄ) und ½ Referent*innenstelle (VZÄ) oder ½ GB-Freistellung (VZÄ) 41 
und eine Vollzeit-Referent*in  42 
- bzw. Freistellung bis zu 2 Semester nach Ablauf der Amtszeit (an 43 
Kunsthochschulen bevorzugte Variante)  44 
 45 
Zu 5.   46 
Die Landeskonferenz ist als eine offizielle Institution anerkannt und kann nach außen 47 
hin mit einer einheitlichen Stimme auftreten und ist für landesweite Fragestellungen 48 
auf dem Gebiet der Gleichstellung von Männern und Frauen die entsprechende 49 
Ansprechpartnerin. Die Aufgaben einer Geschäftsstelle werden von der 50 
Koordinierungsstelle für Frauen- und Geschlechterforschung wahrgenommen.  51 
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 1 
Zu 6.  2 
In den Rektoraten und Präsidien werden Entscheidungen getroffen, die sowohl 3 
Männer als auch Frauen betreffen, die Einfluss auf die Chancengleichheit haben, 4 
aber es  wird auch über die Umsetzung der von den GB vorgeschlagenen 5 
Maßnahmen entschieden. Die dafür erforderliche enge Zusammenarbeit zwischen 6 
Rektorat bzw. Präsidium und GB kann so gestärkt werden und ist nicht von 7 
personellen Konstellationen abhängig. Indem die/der GB in den 8 
Entscheidungsfindungsprozess involviert ist, kann die Gender Mainstreaming-9 
Strategie besser beachtet werden und die Chancengleichheit von Männern und 10 
Frauen in diesem Stadium schon Beachtung finden. 11 
 12 
 13 
 14 
 15 
 16 
 17 
 18 
 19 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 20 
Weitergeleitet an: 21 
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Antrag:  G1  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landtagsfraktion, Ministerium für Arbeit, Soziales und 5 
Integration des Landes Sachsen-Anhalt, Weiterleitung an SPD-Landesparteitag, 6 
Weiterleitung an Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 7 
 8 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 9 

 10 
Bessere Kinderbetreuung zu Randzeiten ermöglichen 11 

 12 
Die SPD-Landtagsfraktion und das Ministerium für Arbeit, Soziales und Integration 13 
des Landes Sachsen-Anhalt werden aufgefordert, sich im Rahmen der Novellierung 14 
des Gesetzes zur Förderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und 15 
in Tagespflege des Landes Sachsen-Anhalt (Kinderförderungsgesetz – KiFöG LSA) 16 
dafür einzusetzen, bestehende Betreuungsbedarfe in den Randzeiten zu erfüllen. 17 
 18 
Begründung: 19 
 20 
Auch heute noch ist es für viele berufstätige Eltern eine große Herausforderung, 21 
passgenaue Betreuungsmöglichkeiten für ihre Kinder zu finden. Eine wesentliche 22 
Voraussetzung für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist jedoch, dass Eltern 23 
ihre Kinder gut versorgt und gefördert wissen und dass die Betreuungs- zu den 24 
Arbeitszeiten passen. Bei sehr frühem Arbeitsbeginn, spätem Arbeitsende oder bei 25 
Arbeitsmodellen im Schicht- oder Wochenenddienst ist es schwierig, für Kinder eine 26 
geeignete Regelbetreuung zu finden. In solchen Fällen geht es in der Regel nicht 27 
darum, längere Betreuungszeiten, sondern eine Betreuung zu anderen Zeiten als 28 
dem Regelbedarf zu ermöglichen, da die Mehrzahl der Einrichtungen nicht länger als 29 
bis 17 Uhr geöffnet sind. 30 
Im Koalitionsvertrag haben sich die Koalitionspartner deshalb darauf geeinigt, die 31 
Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch flexible 32 
Arbeitszeiten sowie die ganztägige Kinderbetreuung mit flexiblen Möglichkeiten für 33 
Randzeiten verbessern zu wollen. Eine entsprechende Regelung ist im Rahmen der 34 
Novellierung des KiFöG LSA zu verankern. Gerade Frauen, die in der Pflege oder im 35 
Dienstleistungsbereich arbeiten, würden von einer besseren Abdeckung von 36 
Randzeiten profitieren. 37 
 38 
 39 
 40 
 41 
 42 
 43 
 44 
 45 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 46 
Weitergeleitet an: 47 
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Antrag:  G2  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Halle 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag und –Landtagsfraktion, Landesministerium 5 

für Soziales, Arbeit und Integration 6 
 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Patient*innenrechte stärken: Für die Einführung eines/einer 10 

Patient*innenbeauftragten in Sachsen-Anhalt 11 

 12 
Die SPD Sachsen-Anhalt möge sich für die Einführung eines/einer 13 
Patent*innenbeauftragten auf Landesebene einsetzen, um so die Rechte für 14 
Patient*innen, Pflegebedürftige sowie deren Angehörige zu stärken. 15 
 16 
Begründung: 17 
 18 
Patient*innen und Pflegebedürftige, sowie deren Angehörige sollen über die/den 19 
Patient*innenbeauftragten die Möglichkeit erhalten stärker mitreden zu können und 20 
so als aktiver, gleichberechtigter Partner aller Beteiligten im Gesundheitswesen 21 
wahrgenommen zu werden. Der/Die Patientenbeauftragte sorgt dafür, dass die 22 
Anliegen von Patientinnen und Patienten stärker beachtet werden und setzt sich für 23 
eine verbesserte Kommunikation im Gesundheitswesen ein. 24 
 25 
Durch eine gute Vernetzung zu Patientenverbänden und Organisationen werden die 26 
Belange der Patientinnen und Patienten in die Öffentlichkeit gebracht, um so 27 
gezielter aktuelle Entwicklungen und Bedürfnisse aufzugreifen. Außerdem bestärkt 28 
das Amt die Weiterentwicklung der Patient*innenrechte und sorgt dafür, dass die 29 
Beteiligungs- und Informationsmöglichkeiten für Patient*innen erweitert werden. 30 
 31 
Neben der Aufgabe als Anlaufstelle für Anfragen und Beschwerden von 32 
Patient*innen, Angehörigen oder Pflegebedürftigen, soll der/die 33 
Patent*innenbeauftrage die politischen Entscheidungen im Sinne der Patienten 34 
beeinflussen, um konkrete Ergänzungen und Veränderungen vorzuschlagen. 35 
Derzeit setzen lediglich vier Bundesländer (Bayern, Berlin, Niedersachsen, 36 
Nordrhein-Westfalen) eine*n Patient*innenbeauftrage*n auf Landesebene ein. 37 
 38 
 39 
 40 
 41 
 42 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 43 
Weitergeleitet an: 44 
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Antrag:  G3  1 
 2 
Antragssteller:  LAK Ökonomie und Ökologie 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag, Bundeskongress der Jusos 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Rechtssicherheit für Tätowierer*innen, Piercer*innen und Verbraucher schaffen 9 

 10 
Die Jusos und die SPD streben eine bundesweit einheitliche Regelung für die 11 
Ausübung der Tätigkeit der Tätowierer*innen und Piercer*innen an.  Sie unterstützen 12 
dabei die Initiative des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft, das 13 
sich für eine Mindestzertifizierung in diesen Bereichen einsetzt, fordern jedoch 14 
weitergehende Schritte: 15 
 16 
1. Ähnlich wie bei Gewerben aus der Gastronomie, z.B. mobilen Imbiss-Ständen,  17 
muss vor der Erstinbetriebnahme eines Studios eine Abnahme durch das 18 
Gesundheitsamt erfolgen. 19 
 20 
2. Neue Gewerbe bzw. Studios dürfen nur in Betrieb genommen werden, wenn ein 21 
Nachweis über einen Erste-Hilfe-Kurs und über Kenntnisse im Bereich des 22 
Infektionskrankheitenschutzes und der Sterilisation erbracht worden sind. 23 
 24 
3. Bereits existierende Studios, bei denen einer oder mehrerer dieser Nachweise 25 
fehlen, müssen für alle dort tätigen Tätowierer*innen diese innerhalb einer 26 
bestimmten Frist nachreichen, bzw. ihre Mitarbeiter*innen entsprechend schulen. 27 
 28 
4. Ein Rahmenhygieneplan wie er vom Länder-Arbeitskreis zur Erstellung von 29 
Hygieneplänen nach § 36 IfSG erarbeitet wurde ist von jedem/jeder Tätowierer*in 30 
und Piercer*in verpflichtend einzuhalten und vorzuweisen. 31 
 32 
5. In den zuständigen Fachministerien ist zu prüfen welche dieser Schritte bereits auf 33 
Länderebene umgesetzt werden können, um diese dann in Sachsen-Anhalt in Kraft 34 
zu setzen. 35 
 36 
6. Langfristig wird von den zuständigen Stellen geprüft wie ein neuer 37 
Ausbildungsberuf für die Tätigkeit des Tätowierens und Piercens geschaffen werden 38 
kann, um der Komplexität des Berufs in Bereich wie Materialkunde, Chemie, 39 
Anatomie und Hygiene ebenso Rechnung zu tragen wie den Aspekten des 40 
Kunsthandwerks, die die Tätigkeit umfasst. 41 
 42 
Begründung: 43 
 44 
Laut Umfragen sind etwa 15 Prozent der Menschen in Deutschland tätowiert, etwa 7 45 
Prozent tragen ein Piercing (Ohrlöcher nicht mitgerechnet). Trotz der mittlerweile 46 
großen Verbreitung und steigender gesellschaftlicher Akzeptanz, ist der Bereich des 47 
Piercens und Tätowierens bis heute kaum gesetzlich geregelt. Dies erscheint 48 
besonders fahrlässig in Anbetracht hoher Gesundheitsrisiken und langwieriger 49 
Folgeschäden bei unseriöser Ausübung der Tätigkeit. 50 
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 1 
Viele Tätowierer*innen und Piercer*innen halten sich bereits an freiwillige 2 
Regelungen von Branchenvereinen, verpflichtend ist jedoch nichts davon. Dies nützt 3 
insbesondere jenen wenigen unseriösen Tätowierer*innen und Piercer*innen, die 4 
durch mangelnde Hygiene oder schädliche Farben Kosten sparen. 5 
Für den Verbraucher ist es dabei oftmals schwer durch eine oberflächliche Kontrolle 6 
eines Studios genau einschätzen zu können, wie sauber in diesem Umfeld gearbeitet 7 
wird, oder über welche Kenntnisse die dort arbeitenden tatsächlich verfügen. 8 
 9 
Es ist Zeit diesbezüglich rechtliche und verbindliche Richtlinien zu schaffen und auch 10 
für eine gute und fundierte Ausbildung der in diesem Bereich Tätigen zu sorgen, die 11 
über das reine Wissen um Hygiene, Infektionskrankheiten und Sterilisation der 12 
Arbeitsmaterialien hinausgeht, sondern auch die handwerklichen und künstlerischen 13 
Aspekte dieses Feldes miteinschließt und in einen Beruf einbindet. 14 
 15 
 16 
 17 
 18 
 19 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 20 
Weitergeleitet an: 21 
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Antrag:  G4  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD Landesparteitag zur Weiterleitung an die SPD 5 
Bundestagsfraktion 6 

 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Heilpraktiker*innenausbildung jetzt einheitlich regeln 10 

 11 
Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, sich für eine umfassende Reform der 12 
mit dem Beruf der Heilpraktiker*innen in Zusammenhang stehenden Regelungen 13 
einzusetzen und dabei sowohl eine Reform des Berufsbildes an sich, als auch der 14 
Ausbildung anzustreben. 15 
 16 
Insbesondere sind bei der Novelle des Heilpraktikergesetzes die folgenden Punkte 17 
zu beachten: 18 
 19 
1. Schaffung einer einheitlichen Berufsausbildung inklusive eines bundesweit 20 
einheitlichen Ausbildungsinhaltes und der Überarbeitung der 21 
Ausbildungsvoraussetzungen hin zu modernen Standards der Berufsausbildung. 22 
Dies beinhaltet auch den Wegfall der bisherigen Altersgrenze von mindestens 25 23 
Jahren. 24 
2. E  f     g       g  c        B   f      c    g „H   p  k  k    H   p  k  k    “. 25 
3. Entwicklung von geeigneten Übergangsmöglichkeiten für bereits praktizierende 26 
Personen, deren Ausbildung nicht die neu zu schaffenden Standards erfüllt, wobei 27 
der Schutz der Patient*innen dabei voran vor der beruflichen Entfaltung der 28 
einzelnen hat. 29 
 30 
Im Rahmen der Gesetzesnovelle soll insbesondere darauf geachtet werden, dass die 31 
Sicherheit von Patient*innen weiter gestärkt und das Berufsbild eindeutiger 32 
abgegrenzt wird. 33 
 34 
Vorbildcharakter für die Ausbildung kann dabei zum Beispiel die des 35 
Heilpraktikerverbandes Bayern e.V. haben, welcher bereits heute auf eine dreijährige 36 
Ausbildung setzt. 37 
 38 

 39 
Begründung: 40 
Die bisher in Deutschland gültigen Regelungen in Bezug auf den 41 
Heilpraktiker*innenberuf unterscheiden sich von denen der meisten europäischen 42 
Länder insbesondere dadurch, dass es zum einen kein klar definiertes Berufsbild mit 43 
einer ebensolchen Ausbildung gibt, und zum anderen die Kompetenzen für so 44 
genannte Behandlungen sehr weitreichend sind. Dies führt dazu, dass es neben 45 
vielen sehr guten Heilpraktiker*innen auch eine leider nicht zu verachtende Zahl an 46 
in diesem Bereich tätigen gibt, deren Maßnahmen nicht den helfenden Zweck einer 47 
Behandlung erfüllen und statt dessen kontraproduktiv für die Gesundheit der 48 
betroffenen Patient*innen sind, welche nicht selten hohe Summen für diese 49 
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Maßnahmen, der Begriff Behandlung wäre hier wohl fehl gewählt, ausgeben. Dieser 1 
Zustand kann und sollte durch eine Gesetzesnovelle dringend überarbeitet werden. 2 
Die aktuell gültige Regelung, dass zur Erlaubnis einer Tätigkeit als Heilpraktiker*in 3 
ein Alter von 25 Jahren sowie das zu 75 Prozent richtige Absolvieren eines multiple 4 
choice Tests ausreichen, neben einem Hauptschulabschluss, ist dabei eine der 5 
Gefahrenquellen und sollte an ein modernes, medizinisch verantwortliches Berufsbild 6 
angepasst werden. Dies erscheint notwendig, da bisher nur ein Teil der 7 
Heilpraktiker*innen den freiwilligen Weg einer mehrjährigen, qualitativ hochwertigen 8 
Ausbildung und der Organisation in Berufsverbänden wählt. 9 
Auch kann nicht davon ausgegangen werden, dass sich dieser Zustand ohne 10 
staatlichen Eingriff zeitnah signifikant verbessert, setzen sich doch sogar Verbände 11 
für eine Verbesserung des Schutzes des Berufsbildes ein, ohne jedoch bisher die 12 
scheinbaren schwarzen Schafe nachhaltig aus einem eben auch kommerziell 13 
genutzten Markt zu verdrängen. 14 
Ein Blick in europäische Nachbarländer zeigt eindeutig, dass Deutschland hier 15 
Nachholbedarf aufweise, so ist der Beruf zumeist deutlich strenger geregelt, in 16 
Österreich nach dem bisherigen, deutschen Berufsverständnis sogar verboten. 17 
 18 
 19 
 20 
 21 
 22 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 23 
Weitergeleitet an: 24 
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Antrag:  G5  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Saalekreis 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Novellierung des Kinderfördergesetzes 9 

 10 
Bei der Novellierung des Kinderfördergesetzes ist zu berücksichtigen, dass 11 
 12 

- zukünftig die Träger der Kindertageseinrichtung, welche die Kinder besuchen, 13 
den Kostenbeitrag von den Eltern erheben, der für die Gemeinde gilt, in 14 
welcher sich die Kindertageseinrichtung befindet; 15 
 16 

- der Personalschlüssel auch Krankheits- und Urlaubsreserven berücksichtigt; 17 
 18 

- Grundsätze zur Umsetzung von inklusiver Bildung definiert werden; 19 
 20 

- die Fachkraft für Kindertageseinrichtung in den § 21 KiFöG eingearbeitet wird; 21 
 22 

- in § 22 KiFöG ist für das Leitungspersonal der angemessene Umfang an 23 
Stunden zu definieren, die das Leitungspersonal für ihre Verwaltungstätigkeit 24 
von der Betreuung freistellt; 25 
 26 

- die Kommunen im Falle der Haushaltskonsolidierung nicht automatisch 27 
gezwungen sind, den maximal möglichen Kostenbeitrag von den Eltern zu 28 
erheben. Des Weiteren ist die Eingruppierung der Vergütung entsprechend 29 
der Leitungsfunktion anzupassen. 30 

 31 
Begründung: 32 
 33 
Im Landtag von Sachsen-Anhalt soll in diesem Jahr die Novellierung des 34 
Kinderfördergesetzes beraten werden. Hierzu gilt es die Änderungswünsche der 35 
Jusos zu definieren. 36 
 37 
Es hat sich gezeigt, dass die Erhebung des Kostenbeitrages der Wohnortgemeinde 38 
des Kindes statt des Kostenbeitrages der Standortgemeinde der Tageseinrichtung 39 
verwaltungstechnisch zu Problemen geführt hat, daher solle die Regelung von vor 40 
2013 wieder eingeführt werden. Der Personalschlüssel braucht ähnlich wie im 41 
Schulwesen eine Reserve, damit die Erzieher-Kind-Relation auch jeden Tag 42 
eingehalten werden kann. Für das Leitungspersonal sollten Zeiträume definiert 43 
werden, in denen sie nur ihrer Leitungstätigkeit nachgehen anstatt in einer 44 
Kindergruppe sein zu müssen. 45 
 46 
Die letzten Monate haben gezeigt, dass es im Bereich Inklusion immer noch 47 
Unsicherheiten seitens der Kommunen gibt, wie sie diese im Bereich der 48 
Kindertageseinrichtungen umsetzen sollen, daher wären hier landesweit einheitliche 49 
Grundsätze zu begrüßen. Noch immer wird in den Kommunen das Märchen erzählt, 50 
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dass im Fall der Konsolidierung der § 12b KiFöG den entsprechend höchsten 1 
möglichen Anteil für die Eltern als Kostenbeitrag zu erheben haben. Dies würde 2 
aktuell 50 Prozent des nach Landes- und Landkreiszuweisungen übrigbleibenden 3 
Finanzbedarfes bedeuten. 4 
 5 
 6 
 7 
 8 
 9 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 10 
Weitergeleitet an: 11 
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Antrag: I1  1 
 2 
Antragssteller: Jusos Harz  3 
 4 
Weiterleitung an: Juso Bundeskongress und SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung 5 
an Bundesparteitag der SPD sowie SPD Bundestagsfraktion  6 

 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Bekämpfung des wachsenden Fachkräftemangels in der Bundeswehr 10 

 11 
Der wachsende Fachkräftemangel in den Streitkräften muss zeitnah bekämpft 12 
werden. Dazu muss es ermöglicht werden, auch erfahrene Fachunteroffiziere in das 13 
Dienstverhältnis eines Berufssoldaten zu erheben.  14 
 15 
Bisher ist dies erst ab dem Dienstgrad Feldwebel/Bootsmann möglich, obwohl es 16 
auch einen Mangel an Fachkräften in den darunter liegenden Dienstgraden gibt.  17 
Um dem entgegen zu wirken ist eine Änderung des antquierten § 39 Soldatengesetz 18 
(am 23. September 1955 in Kraft getreten) und des § 21 19 
Soldatenlaufbahnverordnung notwendig. 20 
 21 
Begründung: 22 
 23 
- erfolgt mündlich - 24 
 25 
 26 
 27 
 28 
 29 
 30 
 31 
 32 
 33 
 34 
 35 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 36 
Weitergeleitet an: 37 

  38 
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Antrag:  I2 1 
 2 
Antragssteller: Jusos Harz  3 
 4 
Weiterleitung an: Juso-Bundeskongress und SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung 5 
an den SPD-Bundesparteitag, SPD-Bundestagsfraktion, Bundesminister der Justiz 6 
und für Verbraucherschutz Heiko Josef Maas  7 

 8 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 9 

 10 
Supergrundrecht auf Freiheit endlich effektiv schützen! 11 

 12 
Die SPD setzt sich in dieser großen Koalition mit großem Engagement dafür ein die 13 
Sicherheit und Freiheit der Bürgerinnen und Bürger dieses Landes zu schützen. 14 
Unserer Meinung nach gehen die getroffenen Maßnahmen aber nicht weit genug! 15 
Daher fordern wir eine zeitnahe Umsetzung (im geübten parlamentarischen 16 
Eilverfahren zum Abbau von Grundrechten) folgender Maßnahmen: 17 

 Verteilung von mit Mikrophonen ausgestatteten Halsbändern, zur Abhörung 18 
von nichtelektronischer verbaler Kommunikation, an alle Bürgerinnen und 19 
Bürger (sogenannte Staatswanze) 20 

 Die Deutsche Post wird verpflichtet sämtliche Briefe (sogenannte 21 
nichtelektronische schriftliche Kommunikation) vor dem Versand zu öffnen und 22 
einzuscannen. Die Daten müssen mindestens sechs Monate lang gespeichert 23 
und den Sicherheitsbehörden zur Verfügung gestellt werden. 24 

 Abschaffung des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik 25 

 Anbieter von Software müssen mögliche Sicherheitslücken dem 26 
Bundesinnenminister melden. Dieser entscheidet dann darüber, ob diese 27 
Lücken geschlossen oder von den Sicherheitslücken genutzt werden sollen. 28 

 Verbot von Fernsehgeräten und Monitoren ohne direkten Zugang zum Internet 29 
 30 
 31 
Begründung: 32 
Der fortwährende Krieg mit Ostasien und Ozeanien macht eine Verbesserung der 33 
Sicherheitslage unabdingbar. 34 
Außerdem: Terror! 35 
 36 
 37 
 38 
 39 
 40 
 41 
 42 
 43 
 44 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 45 
Weitergeleitet an: 46 

 47 
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Antrag:  O1  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: Landesparteitag, SPD-Landesvorstand 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Geschlechterquotierte Landesliste 9 

 10 
Die SPD Sachsen-Anhalt folgt dem positivem Beispiel der Landesverbände 11 
Niedersachsen, Brandenburg, Sachsen, Thüringen, Nordrhein-Westfalen, 12 
Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig Holstein und für zukünftige 13 
Landtagswahlen die 50% geschlechterquotierte Landesliste ein, nach der 14 
alternierend eine Frau und ein Mann - aufgestellt werden. 15 
 16 
In der Landessatzung wird daher der §10 Abs. 4 (b) geändert durch folgenden Text:  17 
„B         f     ung des Wahlvorschlages findet §4 Abs. 2 der Wahlordnung der SPD 18 
        g (R  ßv   c     ).“ 19 
 20 
Begründung: 21 
 22 
In den oben genannten Bundesländern, ist die SPD – als vorbildliche Wegbereiterin 23 
der Geschlechtergerechtigkeit – zu den jüngsten Landtagswahlen mit einer 24 
alternierenden/quotierten Landesliste angetreten. Landeslisten zur Bundestagswahl 25 
und die Bundesliste zur Europawahl werden im gleichen Verfahren aufgestellt. Die 26 
SPD Sachsen-Anhalt mit ihrem modernen Selbstverständnis wird sich dieser 27 
Entwicklung nicht widersetzen. 28 
 29 
 30 
 31 
 32 
 33 
 34 
 35 
 36 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 37 
Weitergeleitet an:  38 
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Antrag:  O3  1 

 2 
Antragssteller:  Jusos Jerichower Land und Juso-Landesvorstand 3 
 4 
Weiterleitung an: Juso-Landesvorstand 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Gemeinsame Vergabe der Landesdelegiertenkonferenz durch 9 

Landesausschuss und- Vorstand 10 

 11 
Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Sachsen-Anhalt wird zukünftig im 12 
Rahmen einer gemeinsamen Sitzung von Juso-Landesvorstand und Juso-13 
Landesausschuss vergeben, wenn mehrere Bewerbungen zur Ausrichtung der 14 
Landesdelegiertenkonferenz vorliegen. 15 
 16 
Dabei ist es Aufgabe des Juso-Landesvorstandes die Bewerberlage in Form einer 17 
Synopse auf Basis der Ausschreibung aufzuarbeiten und das Ergebnis den 18 
Landesausschussmitgliedern rechtzeitig zur Verfügung zu stellen. 19 
 20 
Begründung: 21 
 22 
Nachdem in diesem Jahr erstmals mehr als eine Bewerbung für die Austragung der 23 
Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Sachsen-Anhalt vorlag und im Rahmen des 24 
Entscheidungsprozesses die damit verbundenen Herausforderungen diskutiert 25 
wurden, möchten wir das Verfahren für die Zukunft weiter verbessern und 26 
demokratisieren. Dafür erscheint es uns sinnvoll, die Debatte zur 27 
Entscheidungsfindung als eine gemeinsame zwischen Juso-Landesvorstand und –28 
Landesauschuss zu führen; was mittelbar auch zu einer Stärkung der nicht im 29 
Landesvorstand vertretenen Verbände beitragen soll. 30 
 31 
 32 
 33 
 34 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 35 
Weitergeleitet an:  36 
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Antrag:  O5  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Harz  3 

 4 
Weiterleitung an: Juso-Landesvorstand 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Debatte über die zukünftige Arbeit des Juso-Landesverbandes 9 

 10 
Hiermit fordern wir den Landesvorstand dazu auf bis zur nächsten 11 
Landesdelegiertenkonferenz eine verbandsweite Debatte über die zukünftige 12 
Struktur des Juso-Landesverbandes zu initiieren und zu begleiten. 13 
 14 
Hierbei soll insbesondere die zukünftige Organisation und Arbeitsweise des 15 
Landesaussschusses, sowie die Möglichkeiten basisdemokratischer 16 
Entscheidungsprozesse im Mittelpunkt stehen. 17 
 18 
Dazu sind mindestens folgende Maßnahmen vom Juso-Landesvorstand 19 
durchzuführen: 20 
 21 

- Mindestens ein LAK-Wochenende, um das Thema zu diskutieren und 22 
mögliche Ergebnisse zu erarbeiten 23 
 24 

- Der Landesvorstand berichtet auf jeder Sitzung des Landesausschusses über 25 
den Planungsstand und Fortschritt der landesweiten Strukturdebatte 26 
 27 

- Mindestens einen Tag der Stadt- und Kreisverbände mit diesem 28 
übergeordneten Thema 29 

 30 
Um bereits zeitnah den Landesausschuss arbeitsfähiger zu machen, möge die Juso-31 
Landesdelegiertenkonferenz beschließen:  32 
    „R c                   g      c  f      J  g                   J  g            33 
(Jusos) in der SPD Sachsen-      “          f  g  g       :  34 
 35 
Neufassung §5  36 
 (1) Der Landesausschuss ist das höchste Gremium zwischen den 37 
 Landesdelegiertenkonferenzen und ist die Interessenvertretung der Kreis- 38 
bzw.  Stadtverbände. Er setzt sich aus jeweils einer/m gewählten Vertreter/in der 14 39 
Stadt- und  Kreisverbände zusammen. Die Stadt- und Kreisverbände können 40 
beliebig viele  Stellvertreter/innen wählen, wobei die Reihenfolge eindeutig sein 41 
muss (nummerierte Stellvertretung). Der/die Landesausschussvertreter/in wird, 42 
ebenso wie die stellvertretenden Mitglieder, für zwei Jahre gewählt. Der 43 
Landesausschuss wählt sich alle 2 Jahre eine/n Vorsitzende/n und eine/n 44 
Stellvertreter/in. Diese beiden Positionen sind quotiert zu wählen. Die Sitzung ist 45 
beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Stadt- und Kreisverbände46 
 vertreten ist. Die Sitzung findet in der Regel alle drei Monate statt. 47 
Aufeinanderfolgende Sitzungen müssen in unterschiedlichen Verbänden 48 
durchgeführt werden, wobei in begründeten Ausnahmen und mit Zustimmung von 49 
mindestens sieben Verbänden von dieser Regelung abgewichen werden darf. 50 
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 1 
Begründung: 2 
 3 
Zitat aus dem Arbeitsprogramm des Juso-Landesverbandes, beschlossen auf der 4 
Landesdelegiertenkonferenz 2016: 5 
 6 
„Nur die breite Teilnahme der Vertreter*innen der Kreis- und Stadtverbände 7 
ermöglicht es dem Landesausschuss, seine Aufgabe als größtes 8 
beschlussfassendes Gremium zwischen den Landesdelegiertenkonferenzen 9 
angemessen ausfüllen zu können. Sitzungen des Landesausschusses sollen 10 
zukünftig in Verbindung mit einem politischen und/oder kulturellen Programm stehen, 11 
um die Beteiligung der einzelnen Mitglieder des Gremiums, sowie des gesamten 12 
Landesverbandes zu fördern. Sollte in den nächsten Monaten keine wesentliche 13 
Besserung eintreten, werden wir auf der LDK des Jahres 2017 über eine Reform 14 
seiner Zusammensetzung beraten müssen.“ 15 
 16 
 17 
 18 
 19 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 20 
Weitergeleitet an: 21 
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Antrag:  R1  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Harz 3 
 4 
Weiterleitung an: Landesparteitag der SPD Sachsen-Anhalt und Minister für 5 

Wirtschaft, Wissenschaft, Digitalisierung und 6 
Olympiabewerbungen des Landes Sachsen Anhalt Prof. Dr. 7 
Armin Willingmann 8 

 9 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 10 

 11 
Resolution zur Bewerbung Sachsen-Anhalts für die Olympischen Winterspiele 12 

2030 in Schierke 13 

#jesuisschierke 14 

 15 
Hiermit fordern wir die Landesregierung dazu auf alles in ihrer Macht stehende zu 16 
unternehmen um die Olympischen Winterspiele 2030 nach Schierke zu holen! 17 
 18 
Sachsen-Anhalt verfügt mit Schierke (auch bekannt als das "St. Moritz des Ostens") 19 
über einen ausgezeichneten Austragungsort für Olympische Winterspiele. Sowohl 20 
was die Sportanlagen (Schierker Feuerstein-Arena, in den Wald gefräste Skipisten, 21 
etc.) als auch was die Infrastruktur (1 Parkhaus) für die Unterbringung der Sportler, 22 
Zuschauer und des Olympischen Geldadels des IOC anbelangt, ist Schierke als Teil 23 
der Stadt Wernigerode schon jetzt bestens für die Ausrichtung von Olympischen 24 
Spielen ausgestattet. Eine noch zu errichtende Bobbahn soll den Namen "Claudia 25 
Dalbert Eiskanal" tragen.  26 
 27 
Der Wernigeröder Stadtteil Silstedt könnte für diesen Zweck problemlos 28 
zurückgebaut und in das Olympische Dorf umfunktioniert werden. Weiterhin könnten 29 
auch angrenzende Gemeinden wie Elend, Sorge oder Quedlinburg bei der 30 
Bewältigung dieses Jahrhundertprojektes behilflich sein. 31 
 32 
Begründung: 33 
 34 
Da bereits mehrere Millionen Euro an Fördergeldern des Landes nach Schierke 35 
geflossen sind und weiterhin fließen, würden die Bewerbung und Ausrichtung der 36 
Olympischen Winterspiele keinen erheblichen finanziellen Mehrbedarf bedeuten. 37 
Selbst die Olympischen Winterspiele 2014 in Sotschi, bei denen die gesamte 38 
Infrastruktur aus dem Boden gestampft werden musste, haben lediglich 50,8 39 
Milliarden Dollar gekostet. Für Olympia 2030 in Schierke könnte aufgrund der bereits 40 
vorhandenen hervorragenden Infrastruktur lediglich mit einem Bruchteil dieser 41 
Kosten gerechnet werden. Nur die Schmiergeldzahlungen an Thomas Bach und 42 
weitere IOC Funktionäre dürften mit einigen Millionen zu Buchen schlagen. Dies war 43 
jedoch bei der Bewerbung für die Fußballweltmeisterschaft 2006 auch kein Problem. 44 
Und die WM 2006 in Deutschland war ja wohl mal absolute super Spitze!  45 
 46 
Für die Bewerbung und Durchführung sollte sich das Land auf dem Gebiet erfahrene 47 
Experten wie Wladimir Wladimirowitsch Putin oder Dmitri Anatoljewitsch Medwedew 48 
(je nachdem wer grade Zeit hat und nicht Präsident ist) mit ins Boot holen.  49 
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 1 
Sicherlich ist es richtig, dass solche Sportveranstaltungen mit öffentlichen Geldern 2 
finanziert und die Gewinne dann von mafiösen Organisationen wie dem IOC oder der 3 
FIFA eingestrichen werden. Aber mal ernsthaft: wen interessiert das schon?  4 
 5 
Auch wenn die letzten deutschen Olympiabewerbungen nicht ganz optimal liefen, hat 6 
Deutschland nicht zuletzt mit Projekten wie der Hamburger Elbphilharmonie gezeigt, 7 
dass deutsche Behörden in der Lage sind absurde Großprojekte auf Kosten der 8 
Steuerzahler auf die Beine zu stellen. Für Sachsen-Anhalt sollte es ein leichtes sein 9 
sich in diese urdeutsche Tradition der Bausünden und Steuerverschwendung 10 
einzureihen und ein solches Projekt zu stemmen. 11 
 12 
 13 
 14 
 15 
 16 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 17 
Weitergeleitet an: 18 
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Antrag:  U1  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Dessau-Roßlau, Jusos Anhalt-Bitterfeld, Jusos Wittenberg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landtagsfraktion 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Abschaffung des gelben Sackes zugunsten der gelben Tonne als neuer Artikel 9 

im Abfallgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (AbfG LSA) 10 

 11 
Die SPD-Landtagsfraktion wird aufgefordert sich dafür einzusetzen, dass das 12 
Abfallgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (AbfG LSA) dahingehend geändert wird, 13 
dass die gelbe Tonne als einziges Entsorgungsmedium für Kunststoffabfall  14 
festgeschrieben wird. 15 
 16 
Begründung: 17 
 18 
Es gibt aktuell verschiedene Medien zur Entsorgung des Plasteabfalls. In den 19 
Abfallwirtschaftplänen der Landkreise ist geregelt, wie die Abfallentsorgung in den 20 
einzelnen Landkreisen geregelt wird. Während aktuell in einzelnen Landkreises 21 
bereits gelbe Tonnen eingesetzt werden, werden in den meisten anderen noch  22 
gelbe Säcke verwendet. 23 
Die SPD-Landtagsfraktion möge sich dafür einsetzen, dass das Abfallgesetz des 24 
Landes Sachsen-Anhalt (AbfGLSA) dahingehend geändert wird, dass 25 
vorgeschrieben wird, dass einzig die gelbe Tonne als Entsorgungsmedium für 26 
Plasteabfälle genehmigt wird.  27 
Die Produktion von gelben Säcken verbraucht enorme Ressourcen, die bei 28 
ausschließlicher Nutzung der gelben Tonne signifikant sinken würden. 29 
Wir würden damit einen weiteren Schritt in Richtung der Abfallvermeidung gehen und 30 
als Vorreiter in Deutschland gelten.  31 
 32 
 33 
 34 
 35 
 36 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 37 
Weitergeleitet an: 38 
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Antrag:  U2  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Dessau-Roßlau, Jusos Anhalt-Bitterfeld, Jusos Wittenberg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD Bundestagsfraktion, Bundesministerium für Umwelt, 5 

Naturschutz und Reaktorsicherheit 6 
 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Überarbeitung der „Handreichung zur Optimierung von Biogasanlagen“ 10 

 11 
Die SPD Bundestagsfraktion und das Umweltministerium mögen sich dafür 12 
                    v   U                 p           „H      c   g     13 
Op        g v   B  g      g  “     f     p                           Sc    p  k  14 
Rührtechnik hinzugefügt wird. 15 
 16 
Begründung: 17 
 18 
Rührtechnik von Biogasanlagen ist der zweitgrößte Eigenstromverbraucher in 19 
Biogasanlagen. Im Mittel werden zum Rühren und Mischen von Biogasanlagen 39 % 20 
des gesamten Eigenstroms benötigt.1 Dennoch findet dieses Thema in der 21 
„Handreichung zur Optimierung von Biogasanlagen“ keine Beachtung. Stattdessen 22 
werden beispielsweise Optimierungen der Feststoffdosierer empfohlen, die nur für  23 
3 % des Eigenstromverbrauchs verantwortlich sind.1 24 
Dass Rührwerke nicht beachtet werden, ist umso verwunderlicher, da der 25 
Eigenstromverbrauch der Rührtechnik tatsächlich durch moderne 26 
Rührwerksauslegungen und Durchmischungstechniken je nach Anlage um bis zu  27 
70 % gesenkt werden kann.  28 
Schätzungen gehen von einer Strommenge von circa 650.000 Megawattstunden 29 
aus, welche für den Betrieb von Rührwerken in Biogasanlagen verbraucht wird.2 30 
Sollte diese Strommenge um nur 20 % gesenkt werden können, würde das etwa dem 31 
Stromverbrauch von 30.000 Vierpersonenhaushalten in Einfamilienhäusern 32 
entsprechen, welche im Schnitt jährlich 4.200 Kilowattstunden verbrauchen. Das 33 
entspräche bei einem Endverbraucherpreis von 28,7 Cent einer jährlichen 34 
Einsparung von 36 Millionen Euro.3  35 
Weiterhin hat es in den letzten Jahren bedeutende Fortschritte bei der Entwicklung 36 
haltbarer Rührwerke gegeben. Dies erhöht die Umweltfreundlichkeit der 37 
Biogasanlagen, da durch Rührwerke mit längeren Standzeiten weniger Service- und 38 
Reparatureinsätze an offenen Biogasanlagen erfolgen müssen, bei denen 39 
umweltschädliches Methan freigesetzt werden würde. 40 
 41 
 42 
 43 
 44 
 45 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 46 
Weitergeleitet an:  47 
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Antrag:  U6  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Halle 3 
 4 
Weiterleitung an: Landesparteitag der SPD Sachsen-Anhalt, SPD-Landesvorstand 5 

Sachsen-Anhalt, SPD-Landtagsfraktion 6 
 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Landesweit gültiges Ticket für den ÖPNV für Studierende und Auszubildende 10 

in Sachsen-Anhalt 11 

 12 
Die SPD Sachsen-Anhalt setzt sich für die Einführung eines landesweit gültigen 13 
Verkehrstickets für Studierende und Auszubildende ein. 14 
 15 
Begründung: 16 
 17 
Die Einführung eines landesweiten Tickets für Personen die sich noch in der 18 
Ausbildung oder im Studium befinden, erleichtert das Leben dieser Personengruppe, 19 
für die Fahrtkosten oftmals einen hohe finanzielle Belastung darstellen, immens. 20 
Menschen in dieser Altersgruppe besitzen oftmals kein eigenes Auto und sind somit 21 
mehr als andere auf öffentliche Verkehrsmittel angewiesen. Sachsen- Anhalt ist hier 22 
im Hintertreffen, denn in fast allen Bundesländern gibt es zumindest für Studierende 23 
Regelungen, um im jeweiligen Bundesland den öffentlichen Nahverkehr nutzen zu 24 
können, ohne ein zusätzliches Ticket zu erwerben. 25 
 26 
Neben einer erhöhten Mobilität, ist die Verlagerung von Verkehr auf die Schienen 27 
auch aus ökologischen Aspekten sinnvoll. 28 
 29 
Die Finanzierung kann, wie es auch jetzt schon geschieht, durch die 30 
Studierendenwerke anteilig für die Studierenden geschehen. Der Anteil der 31 
Auszubildenden kann durch Unterstützung des Landes so gehalten werden, dass 32 
das Ticket für alle bezahlbar bleibt und somit erreicht wird, dass Möglichst viele 33 
Studierende und Auszubildende davon profitieren können. 34 
 35 
 36 
 37 
 38 
 39 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 40 
Weitergeleitet an: 41 
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Antrag:  V2  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landtagsfraktion 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Erhöhung der Bekanntheit des Beschwerdeportals „Sag’s uns einfach“ 9 

 10 
Die Jusos fordern die SPD-Fraktion im sachsen-anhaltinischen Landtag auf, sich für 11 
      ö     B k             P       „S g’         f c “        B vö k    g 12 
Sachsen-Anhalts einzusetzen. Dies kann z.B. durch eine vom Land finanzierte 13 
Werbeaktion passieren. 14 
 15 
Begründung: 16 
 17 
Die Beschwerdeplattform „Sag’s uns einfach“ existiert in den Bundesländern  18 
Sachsen-Anhalt, Niedersachsen und Hessen, wobei dieses Portal für die jeweiligen 19 
Kommunen kostenfrei ist.  20 
Über dieses Portal können die Bürgerinnen und Bürger Hinweise an die jeweiligen 21 
Verwaltungen übermitteln. 22 
 23 
 24 
 25 
 26 
 27 
 28 
 29 
 30 
 31 
 32 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 33 
Weitergeleitet an: 34 
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Antrag:  V3  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Bundestagsfraktion, Juso-Bundeskongress, SPD-5 

Landesparteitag zur Weiterleitung an SPD-Bundesparteitag, 6 
SPD-Landtagsfraktion, SPD-Fraktion im Stadtrat Halle 7 
 8 

Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 9 
 10 

Luftsicherheit in staatliche Hände geben 11 

 12 
Die Jusos fordern die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich für die Streichung des §5 (5)  13 
des Luftsicherheitsgesetzes einzusetzen. 14 
 15 
Weiterhin soll der Beruf des Luftsicherheitsassistenten ein vollständiger 16 
Ausbildungsberuf mit dreijähriger Ausbildungszeit werden. Während der Ausbildung 17 
sollen aktuelle Technik und aktuelle Materialien eingesetzt werden. 18 
 19 
Weiterhin fordern die Jusos die SPD-Fraktionen im Landtag sowie im Stadtrat Halle 20 
auf, sich für die Kündigung des am Flughafen Leipzig/Halle tätigen 21 
Luftsicherheitsunternehmens sowie der Gründung eines staatlichen Unternehmens 22 
  c  V           „S c        g      c  f     F  g  f   M  c      H“            . 23 
 24 
Begründung: 25 
 26 
Der § 16a des Luftsicherheitsgesetzes lautet: 27 
„(1) Die zuständige Luftsicherheitsbehörde kann natürlichen Personen sowie 28 
teilrechtsfähigen Vereinigungen und juristischen Personen des Privatrechts als 29 
Beliehenen die Wahrnehmung folgender Aufgaben übertragen: 30 
1. bestimmte Aufgaben bei der Durchführung von Sicherheitsmaßnahmen  31 

nach § 5 Absatz 1 bis 3 und 32 
2. Zulassungs-, Zertifizierungs- und Überwachungsaufgaben nach § 9 Absatz 1 33 

Satz 2 bis 6, § 9 Absatz 3, § 9a Absatz 2 und § 10a Absatz 2 bis 4. 34 
 35 
(2) Die Beleihung ist nur zulässig, wenn 36 
1.  der zu Beleihende für die zu übertragende Aufgabe geeignet, sach- und 37 

fachkundig und zuverlässig ist; insbesondere müssen die erforderlichen 38 
speziellen rechtlichen und technischen Kenntnisse nachgewiesen werden, 39 

2.  die Erfüllung der übertragenen Aufgaben sichergestellt ist und 40 
3.  keine überwiegenden öffentlichen Interessen entgegenstehen. 41 

Die beleihende Behörde hat sich anhand geeigneter Nachweise vom 42 
Vorliegen der in Satz 1 Nummer 1 genannten Voraussetzungen zu 43 
überzeugen. 44 
 45 

(3) Die Beleihung kann jederzeit ganz oder teilweise zurückgenommen, widerrufen 46 
oder mit Nebenbestimmungen verbunden werden. 47 
 48 
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(4) Der Beliehene ist im Rahmen der ihm übertragenen Aufgaben und der sonst 1 
geltenden Gesetze befugt, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. § 3 Absatz 4 gilt 2 
entsprechend. 3 
 4 
(5) Der Beliehene untersteht der Aufsicht der Luftsicherheitsbehörde, die die 5 
Beleihung vorgenommen hat. 6 
 7 
(6) Wird der Rechtsträger der Luftsicherheitsbehörde, die die Beleihung 8 
vorgenommen hat, von einem Dritten wegen eines Schadens in Anspruch 9 
genommen, den der Beliehene in Ausübung des ihm anvertrauten Amtes diesem 10 
durch eine Amtspflichtverletzung zugefügt hat, so kann der Rechtsträger bei Vorsatz 11 
und grober Fahrlässigkeit beim Beliehenen Rückgriff nehmen. Vertragliche 12 
Ansprüche des Rechtsträgers aus demselben Schadensereignis gegen Dritte, 13 
insbesondere den Arbeitgeber des Beliehenen, bleiben unberührt und sind vorrangig 14 
geltend zu machen.“ 15 
 16 
Durch diesen Paragraphen ist es möglich, die Sicherheitskontrollen an den 17 
Flughäfen an private Firmen zu vergeben. Dadurch wird zum einen eine hoheitliche 18 
Aufgabe privatisiert. Diese denken jedoch in erster Linie an ihren Profit und nicht an 19 
die Sicherheit.  20 
 21 
EU-Kontrolleure haben laut der Radiodokumentation „Bombensicher? Ein Feature 22 
über mangelhafte Kontrollen an deutschen Flughäfen“, produziert dieses Jahr vom 23 
Hessischen Rundfunk, im Dezember 2014 bei Kontrollen am Frankfurter Flughafen 24 
„rund die Hälfte ihrer „gefährlichen Gegenstände“ durch [die] Kontrollen“ gebracht. 25 
Ähnliche Resultate hab es auch im gleichen Jahr in Düsseldorf und 2016 in Köln- 26 
dort wurden sogar 9 von 12 Gegenständen „durchgeschmuggelt“.  27 
 28 
Dazu kommt noch eine hohe Fluktuation bei den Luftsicherheitsassistenten. So sind 29 
laut oben genanntem Beitrag am Flughafen Düsseldorf zwischen 2004 und2015 bei 30 
einem Personalbestand von 700 Angestellten 2200 Angestellte beschäftigt gewesen- 31 
1500 Personen haben den Flughafen also verlassen. 32 
 33 
Dazu kommt, dass der Luftsicherheitsassistent nur ein schulischer Anlernberuf ist. 34 
Zukünftige Luftsicherheitsassistenten werden 6 Wochen geschult, laut einem Beitrag 35 
von ZDF Wiso von 2015 mit veralteten Materialien und veralteter Technik. 36 
 37 
Für die Übergangszeit soll am Flughafen Leipzig/Halle ein staatliches Unternehmen 38 
nach Vorbild der „Sicherheitsgesellschaft am Flughafen München mbH“ gegründet 39 
werden. Deren Mitarbeiter werden nach TVöD bezahlt. Auch nehmen diese nicht alle 40 
Bewerber an, wie dies die privaten Unternehmen oft handhaben.  41 
 42 
Dafür kann sich die Stadt Halle sowie das Land Sachsen-Anhalt einsetzen, da sie 43 
Anteile an der Mitteldeutschen Airport Holding und Vertreter in dessen Aufsichtsrat 44 
besitzen. 45 
 46 
 47 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 48 
Weitergeleitet an: 49 
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Antrag:  V5  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg, Jusos Jerichower Land 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag, SPD Landtagsfraktion 5 

 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Einheitliche Aufwandsentschädigung für freiwillige Feuerwehren etablieren 9 

 10 
Die SPD-Landtagsfraktion wird dazu aufgefordert, sich für die Einführung einer 11 
landesweit einheitlichen Aufwandsentschädigung für die Angehörigen der freiwilligen 12 
Feuerwehren einzusetzen. 13 
Diese Entschädigung soll zu jeweils 50 Prozent durch das Land und die Kommune 14 
des Wehrsitzes finanziert werden. Die Entschädigung soll bei Einsätzen je 15 
angefangene Stunde und bei Lehrgängen je eben solchem erfolgen. Als 16 
Einsatzbeginn ist der Alarmierungszeitpunkt anzusehen. 17 
Die Aufwandsentschädigung ist spätestens im nachfolgenden Quartal zu leisten. 18 
 19 

 20 
Begründung: 21 
Ehrenamtliche Feuerwehrangehörige leisten in unserer Gesellschaft einen wichtigen 22 
Beitrag zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit. Sie bilden zudem das Grundgerüst 23 
des Brand- und Katastrophenschutzes des Landes Sachsen-Anhalt. Hierbei gehen 24 
die Mitglieder der Freiwilligen Wehren, ebenso wie die Mitglieder der 25 
Berufsfeuerwehren, auch immer wieder Risiken für die eigene Gesundheit ein und 26 
stehen zudem unter hohem Druck und sehr großer Verantwortung. Diesem Einsatz 27 
sollte neben dem großen Respekt vor der Arbeit auch mit einer 28 
Aufwandsentschädigung gedankt werden. Dies ist zwar bereits in einigen Kommunen 29 
im Land der Fall, jedoch in sehr unterschiedlicher Ausgestaltung. Hierin besteht somit 30 
eine Ungerechtigkeit, die nicht fair begründbar erscheint. Die Entschädigung kann 31 
sich doch nicht daran orientieren, zu welcher Kommune eine Wehr gehört.Zur 32 
Unterstützung unserer Kamerad*innen im aktiven und passiven Einsatzdienst gehört 33 
somit zukünftig eine einheitliche Aufwandsentschädigung, welche jedoch bisher nicht 34 
durch jede Kommune gezahlt wird. Aus diesen Gründen fordern wir eine 35 
landeseinhetliche Aufwandsentschädigung um jeder/m einzelnen Angehörigen einer 36 
freiwilligen Feuerwehr gleichermaßen gerecht zu werden. 37 
Um die Kommunen finanziell zu entlasten, soll die Finanzierung zu 50 Prozent durch 38 
das Land erfolgen. 39 
 40 
 41 
 42 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 43 
Weitergeleitet an: 44 
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Antrag:  V6  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an die SPD-5 

Bundestagsfraktion 6 
 7 

Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 
 9 

Opferrechte stärken - Staatlichen Schmerzensgeldvorschuss einführen 10 

 11 
Die SPD Bundestagsfraktion wird aufgefordert, sich für die Schaffung eines im Falle 12 
von Zahlungsunfähigkeit der tatverantwortlichen Person greifenden, staatlichen 13 
Schmerzensgeldvorschusses, analog zum Unterhaltsvorschuss, einzusetzen. 14 
 15 

 16 
Begründung: 17 
Werden Täter*innen zu Schmerzensgeld verurteilt und können dieses aufgrund einer 18 
Zahlungsunfähigkeit nicht leisten, gehen die Anspruchsberechtigten, also die Opfer 19 
der Taten, bisher trotz des gerichtlich abgesicherten Anspruches auf 20 
Schmerzensgeld leer aus. Dies ist insofern unfair, als dass es nicht in der 21 
Verantwortung der Opfer begründet ist, inwiefern der/die Täter*innen zahlungsfähig 22 
sind und somit zu ungerechtfertigten und massiven Ungerechtigkeiten gegenüber 23 
von Personen kommt, die bereits die Folgen von Straftaten erleben müssen. Daher 24 
erscheint es in der Verantwortung des Staates zu liegen, hier einen Ausgleich und 25 
Abhilfe zu schaffen. Ein derartiges Modell wird zum Beispiel im Rahmen des 26 
Unterhaltsvorschusses praktiziert und kann unproblematisch übernommen werden. 27 
 28 
 29 
 30 
 31 
 32 
 33 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 34 
Weitergeleitet an: 35 



Antragsbereich V – Innen-, Rechts- und Verteidigungspolitik 
 

55 
 

Antrag:  V7  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an die 5 
Bundestagsfraktion 6 

 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
TÜV-Pflicht für kommerzielle Spielplätze einführen 10 

 11 
Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, die bisher nur für öffentliche 12 
Spielplätze geltende Prüfpflicht auf für kommerziell betriebene Spielplätze 13 
auszuweiten und somit auch eine jährliche Prüfpflicht für Hallen- und Indoor-14 
Spielplätze einzuführen. 15 

 16 
Begründung: 17 
Im Gegensatz zu öffentlichen Spielplätzen unterliegen privat betriebene Hallen- und  18 
Indoor-Spielplätze bisher in Deutschland keiner Prüfpflicht durch Sachverständige, 19 
wie z.B. den TÜV. Dies ist insofern riskant, als dass diese nicht nur ein gerne und 20 
häufig genutztes Ausflugsziel für Familien sind, sondern zudem auch, insbesondere 21 
vor dem Hintergrund der kommerziellen Konkurrenz, oft über sehr hohe oder 22 
spektakuläre Spielgeräte und Anlagen verfügen. 23 
Zwar gibt es einen Verband der Hallen- und Indoor-Spielplatzbetreiber*innen, 24 
welcher seine Mitglieder zu einer Prüfung anhält. Diesem Verband gehören jedoch 25 
nur etwas über 100 der mehr als 300 Spielplatzbetreiber*innen an, was eine nicht zu 26 
verachtende und nicht nachvollziehbare Gefahrenquelle für Kinder darstellt und 27 
zudem eine massive Ungleichbehandlung von privaten und öffentlichen Trägern von 28 
Spieleinrichtungen ausdrückt. 29 
 30 
 31 
 32 
 33 
 34 
 35 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 36 
Weitergeleitet an: 37 
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Antrag:  V8  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landtagsfraktion 5 

 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Keine Waffen für NPD-Mitglieder 9 

 10 
Die SPD-Landtagsfraktion wird aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass 11 
Waffenrecht in Sachsen-Anhalt dahingehend zu novellieren, dass Mitgliedern der als 12 
verfassungsfeindlich bestätigten NPD grundsätzlich die im Waffenrecht erforderte 13 
Zuverlässigkeit abgesprochen wird und somit ein Waffenbesitz für diese Personen 14 
nicht legal möglich ist. Diese Änderung muss mit einer Prüfung der bisher erteilten 15 
Waffenbesitzberechtigungen einhergehen, um die Aktualität dieser Berechtigungen 16 
zu gewährleisten. 17 
 18 

 19 
Begründung: 20 
Der Waffenbesitz ist in Deutschland an die Klausel der Zuverlässigkeit gebunden. 21 
Auch wenn dies eine scheinbar recht abstrakte Einschränkung ist, gilt diese doch als 22 
wirkmächtiges Instrument zur Regelung des Waffenbesitzes. Damit diese 23 
Wirksamkeit beibehalten wird, muss der Begriff der Zuverlässigkeit jedoch stetig 24 
aktuell definiert werden. Aktuell drückt sich dieses Bedürfnis unter anderem in den in 25 
mehreren Bundesländern geführten Debatten zur Frage des Waffenbesitzes durch so 26 
genannte Reichsbürger aus. Diese lehnen den Staat ab, was vielfach politische 27 
Akteure die Eignung zum Waffenbesitz anzweifeln lässt und in mehreren 28 
Bundesländern Bestrebungen ausgelöst hat, die Eignung der entsprechenden 29 
Personen prüfen zu wollen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der Vorfälle mit so 30 
genannten Reichsbürgern sinnvoll und ist dennoch kompliziert, da es einen 31 
eindeutigen Nachweis des Vertretens dieser staatsablehnenden Ideologie benötigt, 32 
um im Sinne des Waffenrechtes handeln zu können. Eindeutiger ist die fragliche 33 
Voraussetzung bei Mitgliedern der NPD. Da die Partei kürzlich vom 34 
Bundesverfassungsgericht als verfassungsfeindlich eingestuft wurde und die 35 
Mitgliedschaft in selbiger Partei auch nach dem Urteil einer Billigung dieser 36 
Positionen gleich kommt, kann für diese Personen eindeutig von einer 37 
Unzuverlässigkeit im Sinne des Waffenrechtes ausgegangen werden. Da dies einen 38 
Entzug der Waffen zur Folge hat, bzw. die nicht Erteilung der Erlaubnis, sind 39 
Überprüfungen der Waffenbesitzer*innen zur Aktualisierung des Bestandes legaler 40 
Waffen erforderlich. In der Folge würde dies ermöglichen, dass die Anzahl an legalen 41 
Waffen im Besitz von aktiven Nazis sinken würde, was eine sinnvolle Entwicklung 42 
darstellt. 43 
 44 
 45 
 46 
 47 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 48 
Weitergeleitet an: 49 
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Antrag:  V9  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Saalekreis 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Digitalfunkgesetz 9 

 10 
Im Digitalfunkgesetz des Landes Sachsen- Anhalt soll geregelt werden, dass die 11 
Kosten für die Nutzung des BOS-Digitalfunknetzes durch die Feuerwehren vom Land 12 
übernommen werden. 13 
 14 
Begründung: 15 
 16 
Das BOS- Digitalfunknetz ermöglicht den Einsatzkräften von Polizei, Feuerwehr, 17 
Rettungskräften sowie Katastrophen- und Zivilschutzbehörden in Bund und Ländern 18 
eine einheitliche, verlässliche und den Anforderungen angemessene Kommunikation. 19 
Dieses BOS-Digitalfunknetz wird daher als wichtiger Beitrag zur öffentlichen 20 
Sicherheit angesehen. 21 
 22 
Die Finanzierung soll in den einzelnen Bereichen des Digitalfunknetzes 23 
unterschiedlich geregelt werden und die Kosten sollen verursachergerecht 24 
zugewiesen werden. Mittlerweile ist das Digitalfunknetz in LSA ausgebaut und ab 25 
diesem Jahr sollten die Feuerwehren es regulär nutzen, auch wenn dies noch nicht 26 
überall problemlos möglich ist. Auf Landesebene wird ein Digitalfunkgesetz 27 
vorbereitet, welches Regelungen zur verursachergerechten Finanzierung treffen wird. 28 
Dies würde bedeuten, dass die Träger der Feuerwehren für die Nutzung des BOS- 29 
Digitalfunknetzes demnächst mit einem Kostenbeitrag zu rechnen haben. Noch ist 30 
nicht klar, ob auf die Kommunen hier Pauschalbeträge oder nutzungsabhängige 31 
Kosten zukommen werden. Da die Gemeinden keine Wahl hatten und auf Digitalfunk 32 
für ihre Feuerwehren umrüsten mussten, wären  zusätzliche Kosten für die 33 
Gemeinden nicht gerechtfertigt. 34 
 35 
 36 
 37 
 38 
 39 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 40 
Weitergeleitet an:  41 
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Antrag:  V11  1 
 2 

Antragssteller:  Jusos Jerichower Land 3 
 4 
Weiterleitung an: Weiterleitung an SPD-Landesparteitag 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Refinanzierung des Bundes für Feuerwehrtechnik 9 

 10 
Der Bund soll zukünftig an der Ersatz- und Neubeschaffung für Feuerwehren, die 11 
hoheitlichen Aufgaben auf Bundesverkehrswegen erfüllen, beteiligt werden. Wir 12 
fordern deshalb eine Beteiligung von 25% für Kosten der Einsatztechnik auf 13 
Bundesautobahnen, Wasserstraßen und Schienenwegen. 14 
 15 
Begründung: 16 
 17 
Das immer höhere Verkehrsaufkommen auf Bundesverkehrswegen und dem damit 18 
einhergehenden Unfallrisiko und Unfallgeschehen zwingt unsere Kommunen immer 19 
weiter in Feuerwehrtechnik zu investieren, um das Einsatzgeschehen bewältigen zu 20 
können. Dabei geben einige Kommunen einen Jahresbetrag in Millionenhöhe aus. 21 
Gerade das Beschaffen von Rettungsgerät ist besonders teuer so kostet ein neues 22 
Rettungsgerät 35.000 € aufwärts. 23 
 24 
Hinzu kommen Sonderbeschaffungen wie auf Wasser- und Schienenwegen, dabei 25 
fördert der Bund zurzeit nur eine einmalige Anschaffung nach Neubau von 26 
Bundesautobahnen und Schienenwegen. Für den Einsatz auf Wasserwegen gibt es 27 
nicht mal zurzeit eine Unterstützung. Daher gibt es einzelne Landesförderungen, 28 
jedoch sind diese sehr begrenzt. 29 
 30 
 31 
 32 
 33 
 34 
 35 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 36 
Weitergeleitet an: 37 
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Antrag:  V13  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Halle 3 
 4 
Weiterleitung an: Aufarbeitung der NS-Vergangenheit von Angehörigen der 5 

Bundeswehr 6 
 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Aufarbeitung der NS-Vergangenheit von Angehörigen der Bundeswehr und 10 

NVA 11 

 12 
Einrichtung einer unabhängigen Expert*innen- und Forschungskommission durch 13 
das Bundesministerium für Verteidigung, zur umfassenden Aufarbeitung der 14 
personellen und strukturellen Kontinuitäten zwischen SS, SA sowie anderer 15 
nationalsozialistischer Organisationen und Wehrmacht und der Bundeswehr sowie 16 
Kasernierter Volkspolizei und Nationaler Volksarmee. 17 
 18 
Begründung: 19 
 20 
Bei der Gründung der Bundeswehr musste auf eine große Anzahl an Personen 21 
zurückgegriffen werden, die im dritten Reich u.a. in der Wehrmacht gedient haben. 22 
Der unabhängige Personalprüfungsausschuss sollte zwar verhindern, dass sich 23 
schwer belastete Personen am Aufbau der Bundeswehr beteiligen. Jedoch zeigt die 24 
fortgeschrittene Geschichtsforschung und die damit verbundene Überarbeitung des 25 
Bildes der sauberen Wehrmacht, die Einschätzungen des Ausschusses zu 26 
hinterfragen und neu zu bewerten.  27 
 28 
Gleiches gilt für die bewaffneten Verbände der DDR, in denen ebenfalls auf Personal 29 
der Wehrmacht zurückgegriffen wurde. Auch die dortigen historischen Kontinuitäten 30 
müssen aufgeklärt werden. 31 
 32 
 33 
 34 
 35 
 36 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 37 
Weitergeleitet an: 38 
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Antrag:  V14  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Halle 3 
 4 
Weiterleitung an: Juso Bundeskongress zur Weiterleitung an Bundesparteitag der 5 

SPD und SPD Bundestagsfraktion 6 
 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Namensüberprüfung und -umbenennung von Bundeswehr-Kasernen 10 

 11 
Namensüberprüfung von Bundeswehrkasernen und gegebenenfalls deren 12 
Umbenennung, falls die betreffenden Namensgeber durch Verbrechen des 13 
nationalsozialistischen Regimes historisch belastet sind. 14 
 15 
Begründung: 16 
 17 
Die Benennung der Kasernen soll gemäß dem Traditionserlasse der Bundeswehr, 18 
eine gewisse Vorbildfunktion für die Angehörigen der Bundeswehr übernehmen. 19 
Daher sollen Kasernen nach Personen benannt werden, die für Freiheit, Recht und 20 
Demokratie kämpften. Daher darf es konsequenterweise keine Kasernen geben, 21 
deren Namensgeber in Verbindung mit den Verbrechen des nationalsozialistischen 22 
Regimes oder der Wehrmacht stehen. Ebenso soll die Überprüfung und 23 
Umbenennung für Teile von Kasernen gelten. 24 
 25 
 26 
 27 
 28 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 29 
Weitergeleitet an: 30 
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Antrag:  V15  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Halle 3 
 4 
Weiterleitung an: Juso-Bundeskongress zur Weiterleitung an den Bundesparteitag 5 

der SPD und SPD-Bundestagsfraktion 6 
 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Verfassungsfeindliche Strukturen in der Bundeswehr bekämpfen 10 

 11 
Die Verbreitung verfassungsfeindlichen Gedankengutes in der Bundeswehr muss 12 
konsequenter bekämpft werden. Hierfür ist es nötig, dass die Angehörigen der 13 
Streitkräfte im Umgang mit menschenfeindlichen Verhalten geschult werden und bei 14 
verfassungsfeindlichen Vorfällen konsequent gegen die handelnden Personen 15 
vorgegangen wird. 16 
 17 
Begründung: 18 
 19 
Nicht erst die letzten Fälle haben gezeigt, dass die Bundeswehr ein Problem mit 20 
rechtsradikalem Gedankengut in ihren Reihen hat. Auch haben die Vorfälle gezeigt, 21 
dass die Aufklärung dieser Fälle sehr zu wünschen übrig lässt, da es an mangelnder 22 
Kooperation und scheinbar auch dem Willen zur konsequenten Verfolgung 23 
rechtsradikaler Vorgänge in der Bundewehr fehlt. 24 
 25 
Dies muss sich ändern, das kann aber nur passieren, wenn einerseits die 26 
Angehörigen der Bundeswehr konsequenter im Umgang mit menschenfeindlichem 27 
Gedankengut geschult werden. Dies trifft nicht nur, aber vor allem, auf die 28 
Angehörige des Offizierskorps zu. Gleichzeitig muss bei rechtsradikalen Vorfällen 29 
konsequent gehandelt und die Personen aus dem Dienst der Bundewehr entlassen 30 
werden. 31 
 32 
 33 
 34 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 35 
Weitergeleitet an: 36 
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Antrag:  V16  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Halle 3 
 4 
Weiterleitung an: Landesparteitag der SPD Sachsen-Anhalt 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Rasseliste in Sachsen-Anhalt abschaffen 9 

 10 
Wir fordern die SPD-Landtagsfraktion auf, sich für eine Abschaffung von Hunde- 11 
Rasselisten einzusetzen. 12 
 13 
Begründung: 14 
 15 
Eine Rasseliste ist im Kontext der Hundehaltung eine Liste von Hunderassen, die 16 
rassebedingt als gefährlich angesehen werden oder deren Gefährlichkeit vermutet 17 
wird („Kampfhunde“). 18 
 19 
Von den Rasselisten erfasste Hunde werden als Listenhunde bezeichnet, für ihre 20 
Haltung gelten verschiedene Einschränkungen, die sich je nach örtlichen 21 
Gegebenheiten unterscheiden können. Neben einem Verbot der Haltung gewisser 22 
Rassen sind rassespezifische Einschränkungen bei der Haltung möglich. 23 
Die Bundesländer definieren auf Grundlage des Bundesgesetzes „Gesetz zur 24 
Bekämpfung gefährlicher Hunde“, mit Ausnahme von Niedersachsen und Schleswig-25 
Holstein, in ihren Hundegesetzen oder Hundeverordnungen verschiedene 26 
Hunderassen und deren Mischlinge als gefährlich oder nehmen Bezug auf die Liste 27 
in der bundesrechtlichen Regelung.  28 
 29 
Der Landtag Sachsen-Anhalt hat am 11.Dezember 2008 nach mehrjähriger Beratung 30 
ein Gesetz zur Vorsorge gegen die von Hunden ausgehenden Gefahren 31 
beschlossen. Neben vielen rasseneutralen Vorschriften (Chippflicht, Versicherungs- 32 
und Registrierungspflicht) wurde am 01.März 2009 mit Verweis auf das 33 
Bundesgesetz eine Rasseliste eingeführt.  34 
 35 
Das Gesetz wurde 2015 durch die CDU und SPD novelliert. 36 
 37 
Rasselisten werden von mehreren Institutionen abgelehnt und für nicht zweckdienlich 38 
gehalten (u.a. Bundestierärztekammer, Deutscher Tierschutzbund), in mehreren 39 
wissenschaftlichen Arbeiten konnten keine Hinweise dafür gefunden werden, dass 40 
die Rasse eines Hundes eine Voraussage über seine Gefährlichkeit ermöglicht. 41 
Besonders Statistiken zu Beißfällen zeigen, dass Hunderassen, welche nicht unter 42 
die Rasselisten fallen, häufiger beißen, als Rasselisten-Hunde. 43 
Die Landesregierung begründete diesen Widerspruch mit der „sozial stärkeren 44 
Akzeptanz“ der weiteren Verbreitung von z.B. Deutschen Schäferhunden.  45 
Rassespezifische Gesetze sind nicht präventiv, denn sie setzen am falschen Ende 46 
der Leine an. 47 
 48 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 49 
Weitergeleitet an: 50 
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Antrag:  V18  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Harz 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an SPD-5 

Bundesparteitag, Arbeitskreis Christinnen und Christen in der 6 
SPD, Juso-Bundeskongress, AG der Christinnen und Christen in 7 
der SPD 8 

 9 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 10 

 11 
Kirchen in unserer Gesellschaft 12 

 13 
Um das Verhältnis von Staat und Religion entsprechend der heutigen 14 
gesellschaftlichen Verhältnissen anzupassen, fordern wir die Umsetzung folgender 15 
Maßnahmen: 16 

 Verweltlichung des Kirchlichen Arbeitsrechts 17 
 kirchliche Träger (z. B. von Kindertagesstätten, 18 

Krankenhäusern, etc.) bekommen nur noch dann 19 
staatliche Unterstützung, wenn sie das weltliche 20 
Arbeitsrecht anerkennen und anwenden 21 
 22 

 Abschaffung der staatlich eingetriebenen Kirchensteuer  23 
 24 

 Abschaffung der sachgrundlosen staatlichen Leistungen an die 25 
Kirchen (Gehälter etc.) 26 
  27 

 Einstellen der Entschädigungszahlungen der Länder an die 28 
Kirchen 29 
 30 

 Der klassische evangelische oder katholische Religionsunterricht 31 
soll durch ein religionsübergreifendes Fach abgelöst werden, in 32 
dem die Weltreligionen den Lerngegenstand darstellen. Dieses 33 
neue Fach sollte als Wahlfach konzipiert werden. Dazu muss die 34 
Lehramtsausbildung entsprechend umgestaltet und angepasst 35 
werden. 36 

 37 
Begründung: 38 
 39 
Die Bedeutung der Kirchen in unserer Gesellschaft nimmt immer weiter ab. Die 40 
Zahlen der Kirchenmitglieder sind im freien Fall. Auch in den traditionell mehrheitlich 41 
christlich geprägten verbrauchten Bundesländern der kommen immer mehr 42 
Menschen zu dem Schluss, dass eine über 2000 Jahre alte Hirtenmythologie keine 43 
Antworten auf die Probleme des 21. Jahrhunderts liefert. 44 
Dementsprechend sollte auch das Verhältnis von Staat und Kirche hinterfragt und 45 
angepasst werden. 46 
 47 
 48 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 49 
Weitergeleitet an: 50 
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Antrag:  W1  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg, SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an 3 

Bundesparteitag 4 
 5 
Weiterleitung an: S&D-Fraktion, SPD-Bundestagsfraktion, Bundesregierung 6 
 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Hohe Freihandelsstandards auch für Europäische Partnerschaftsabkommen 10 

einhalten 11 

 12 
Der in dem CETA-Abkommen umgesetzten Standard eines institutionalisierten 13 
öffentlichen Investitionsschiedsgerichts, sowie das Recht auf Regulierung im 14 
öffentlichen Interesse, als auch die Möglichkeit bestimmte, für die betreffende Nation 15 
sensible, Bereiche von einem Liberalisierungsprozess auszunehmen sind wichtige 16 
Errungenschaften hin zu einer faireren globalen Handelsordnung. 17 
 18 
Diese Standards, die mit Kanada als einem Partner auf wirtschaftlicher Augenhöhe 19 
ausgehandelt wurden, sollen ebenfalls auf bisher bestehende und zukünftig 20 
abzuschließende Partnerschaftsabkommen der Europäischen Union Anwendung 21 
finden. 22 
 23 
Begründung: 24 
 25 
Die Partnerschaftsabkommen der Europäischen Union mit Partnerländern im 26 
afrikanischen, karibischen und pazifischen Raum haben zum als Primärziele den 27 
Handel zwischen diesen Regionen und der Europäischen Region zu stärken und die 28 
wirtschaftliche Entwicklung der Region zu unterstützen.  29 
Handelsabkommen zwischen diesen Ländern und der EU sind somit in der Regel 30 
asymmetrisch was den wirtschaftlichen Entwicklungsstand angeht.  Nichtsdestotrotz 31 
basiert die Europäische Union auf dem Gedanken der Gleichheit der Nationen und 32 
darf daraus abgeleitet die Länder Kanada und die AKP-Länder (Afrika, Karibik, 33 
Pazifik) nicht unterschiedlich behandeln. 34 
Besonders das institutionalisierte öffentliche Investitionsschiedsgericht würde die 35 
Investitionstätigkeit in diesen Ländern nachhaltiger und gerechter voranbringen als 36 
bisherige Regelungen. 37 
 38 
 39 
 40 
 41 
 42 
 43 
 44 
 45 
 46 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 47 
Weitergeleitet an: 48 
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Antrag:  W2  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Saalekreis 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD- Bundestagsfraktion, SPD-Landesparteitag zur 5 

Weiterleitung an Bundesparteitag 6 
 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Einführung eines einheitlichen Umsatzsteuersatzes in Deutschland 10 

 11 
Wir Jusos fordern die Abschaffung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes und die 12 
Einführung eines einheitlichen Steuersatzes. Dabei soll der neue Steuersatz so 13 
festgesetzt werden, dass das Umsatzsteueraufkommen unter Berücksichtigung der 14 
eingesparten Verwaltungsaufwendungen gleichbleibt, damit für den Steuerzahler 15 
keine Mehrbelastung entsteht. 16 
 17 
Begründung: 18 
 19 
Mit Einführung der Allphasen-Netto-Umsatzsteuer mit Vorsteuerabzug im Jahr 1968 20 
wurde neben dem regulären ein ermäßigter Steuersatz eingeführt. Ziel des 21 
ermäßigten Steuersatzes war es ursprünglich, Waren des täglichen Grundbedarfs zu 22 
subventionieren und somit vor allem die einkommensschwächeren Verbraucher zu 23 
entlasten. Durch zahlreiche Sonderregelungen werden Dinge wie kurzfristige 24 
Beherbergungsleistungen, Maultiere, gedruckte Bücher und Kaffeebohnen mit dem 25 
ermäßigten Steuersatz besteuert, während die gewerbliche Vermietung, Hörbücher, 26 
Esel und Instant-Kaffee dem vollen Steuersatz unterliegen. Zu weiteren Beispielen 27 
siehe http://www.sueddeutsche.de/geld/ausnahmeregeln-bei-der-mehrwertsteuer-28 
eseleien-des-gesetzgebers-1.1575558. 29 
 30 
Was zunächst unterhaltsam klingt, birgt zahlreiche Probleme. Zum einen sorgt die 31 
zum Teil schwierige Abgrenzung dafür, dass die Kontrolle der richtigen Anwendung 32 
der Steuersätze beim Finanzamt und in Unternehmen zu hohem 33 
Verwaltungsaufwand führen. Zum anderen stellt die nachträgliche Feststellung einer 34 
falschen Anwendung der Steuersätze durch die Betriebsprüfung ein 35 
bestandsgefährdendes Risiko vor allem für kleine Unternehmen dar. Nicht selten 36 
führt die Umsatzsteuernachzahlung für mehrere Jahre zum Bankrott eines eigentlich 37 
gesunden Betriebes. 38 
 39 
 40 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 41 
Weitergeleitet an: 42 

http://www.sueddeutsche.de/geld/ausnahmeregeln-bei-der-mehrwertsteuer-eseleien-des-gesetzgebers-1.1575558
http://www.sueddeutsche.de/geld/ausnahmeregeln-bei-der-mehrwertsteuer-eseleien-des-gesetzgebers-1.1575558
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Antrag:  W3  1 
 2 
Antragssteller:  LAK Ökonomie und Ökologie 3 
 4 
Weiterleitung an: Juso-Bundeskongress, SPD-Bundestagsfraktion, SPD-5 

Landesparteitag zur Weiterleitung an SPD-Bundesparteitag 6 
 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Für eine nachhaltige Wirtschaft: Reparaturen fördern! 10 

 11 
Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Sachsen-Anhalt möge beschließen, 12 
zukünftig den reduzierten Umsatzsteuersatzes von 7 % auf alle Reparaturen 13 
(Dienstleistungen und Materialien) anzuwenden. 14 
 15 
Begründung: 16 
 17 
Schweden hat es wieder vorgemacht. Im vergangenen Jahr würde es einen 18 
reduzierten Umsatzsteuersatz auf Reparaturen ein, um nachhaltiges und 19 
ressourcenschonendes Wirtschaften zu fördern. Die Reparatur von 20 
Haushaltsgeräten, Fahrrädern etc. wird so günstiger und wird so eher als ein 21 
Neukauf vorgezogen. Außerdem werden so lokales Handwerk und regionale 22 
Wirtschaftskreisläufe gestärkt. 23 
 24 
 25 
 26 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 27 
Weitergeleitet an: 28 
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Antrag:  B2  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Dessau-Roßlau, Jusos Anhalt-Bitterfeld, Jusos Wittenberg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD Bundestagsfraktion, SPD Bundesvorstand 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Quotierung von befristeten Arbeitsstellen und Leiharbeit 9 

 10 
Die SPD Bundestagsfraktion möge sich dafür einsetzen, dass die Anzahl an 11 
Leiharbeitern und zeitlich befristeten Angestellten in einem Unternehmen und an 12 
einem Unternehmensstandort in Abhängigkeit von der Mitarbeiterzahl des 13 
Unternehmens bzw. des Unternehmensstandorts begrenzt wird. 14 
 15 
Begründung: 16 
 17 
Ein Leiharbeitsverhältnis besteht, wenn ein Arbeitgeber (Verleiher) einen 18 
Arbeitnehmer vorübergehend einem anderen Arbeitgeber (Entleiher) zur 19 
Arbeitsleistung überlässt. Dabei scheint das Wort „vorübergehend“ nicht näher 20 
definiert zu sein. In vielen Firmen, besonders in strukturschwachen Regionen, in 21 
denen die Arbeitnehmer weniger wählerisch hinsichtlich ihres Arbeitsplatzes sein 22 
können, wird Leiharbeit gerne ausgenutzt, um Menschen zu geringeren Löhnen, 23 
schlechteren Arbeitsbedingungen und auf Befristung einzustellen. 24 
Unerfreulicherweise wird dadurch die Lebensplanung der Arbeitnehmer deutlich 25 
erschwert. Beispiele für hohe Leiharbeiterquoten sind: 26 
1. „Im November 2015 lag der Anteil der Leiharbeiter in den beiden Leipziger 27 
Automobilfabriken von BMW und Porsche jeweils bei mehr als 30 Prozent und der 28 
Anteil der Werkvertragsbeschäftigten bei über 20 Prozent.“1 29 
2. Die Großbäckerei Lieken hat ein Werk in Weißenfels geschlossen in dem 200 30 
Mitarbeiter arbeiteten. Ein neues, vom Land gefördertes Werk wurde in Wittenberg 31 
errichtet – mit 200 Mitarbeitern, welche zunächst alle nur befristet über die 32 
Zeitarbeitsfirma Randstad eingestellt werden. Die Löhne werden im Vergleich zum 33 
geschlossenen Werk in Wittenberg um 1/5 niedriger liegen.2 34 
Wir sind der Meinung, dass Leiharbeit zur Aufrechterhaltung der Produktionsleistung 35 
eines Unternehmens in Spitzenzeiten zulässig, notwendig und sinnvoll sein kann. Es 36 
ist erfreulich und dient dem Gemeinwohl, wenn eine gute Auftragslage bedient 37 
werden kann. Jedoch zeigen die in den Beispielen genannten Quoten, dass 38 
Leiharbeit und befristete Arbeitsstellen zur übermäßigen Profitmaximierung einzelner 39 
missbraucht werden. Derart hohe Quoten, häufig auch über viele Jahre, sind nicht 40 
durch eine nötige kurzfristige „Flexibilisierung“ zu erklären. Darum sollte eine Quote 41 
für befristete Anstellungen/Leiharbeiter in Abhängigkeit von der Größe eines 42 
Unternehmens und des Unternehmensstandortes eingeführt werden. 43 
 44 
 45 
 46 
 47 
Überwiesen an: LAK Biso und ÖkÖk 48 

 49 
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Antrag:  U3  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Dessau-Roßlau, Jusos Anhalt-Bitterfeld, Jusos Wittenberg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesvorstand 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Die Zukunft liegt im Teilen: Förderung von Carsharing 9 

 10 
Free-floating Carsharing-Angebote sollen breiter geschaffen und deren Nutzung 11 
vereinfacht werden. 12 

1. Hierfür ist eine zusätzliche finanzielle Subventionierung für solche Fahrzeuge 13 
vorgesehen, die als Carsharing-Fahrzeuge genutzt werden sollen und 14 
elektrisch betrieben sind. 15 
 16 

2. Zur Vereinfachung der Buchung von Carsharing-Angeboten ist eine zentrale 17 
Buchungsplattform für diverse Anbieter von Carsharing-Autos erwünscht. Die 18 
Ausgestaltung einer solchen Plattform muss sowohl für Anbieter als auch für 19 
NutzerInnen  diskriminierungsfrei gestaltet sein. 20 
 21 

3. Um weiterhin dem öffentlichen Personalverkehr (ÖPNV) höchste Priorität zu 22 
verleihen, soll eine kombinierte Mobilitätskarte angeboten werden. 23 
Jahreskarten des ÖPNV sollen mit Vergünstigungen von Carsharing-24 
Angeboten einhergehen. 25 
 26 

 27 
Begründung: 28 
 29 
In Deutschland wird der Besitz eines eigenen Pkw oft als Zeichen von 30 
Unabhängigkeit und als Statussymbol angesehen. Doch die meiste Zeit des Tages 31 
steht es herum. Lediglich rund eine Stunde am Tag ist ein Auto ein „Fahr-", die 32 
anderen 23 Stunden ein „Stehzeug“.   Die Rechtfertigung von hohen Fixkosten, die 33 
sich u.a. aus Versicherung, Steuern, Wartung und Wertverlust ergeben, ist damit für 34 
die Nutzenden nicht immer gegeben. Daneben schadet ein Auto mit 35 
Verbrennungsmotor durch den Ausstoß von Schadstoffen. Diese haben 36 
Auswirkungen auf das Ökosystem und die Gesundheit.   37 
 38 
Die Nutzung eines Pkws, der Unabhängigkeit gewährt und als Prestigeobjekt 39 
gewertet werden kann, wollen wir durch solche Fahrzeuge gewährleistet sehen, die 40 
von mehreren Personen geteilt werden, sog. Carsharing. Wir wollen damit den 41 
ökonomischen und ökologischen Nachteilen eines Privatautos mit 42 
Verbrennungsmotor Abhilfe schaffen. 43 
 44 
Carsharing basiert auf dem Prinzip, einen Pkw nicht selbst zu besitzen, sondern es 45 
stattdessen mit anderen zu teilen. Eine Buchung ist i.d.R. rund um die Uhr möglich, 46 
und bezahlt wird lediglich die tatsächliche Nutzung. Mithilfe eines Vertrages wird die 47 
Übernahme von Versicherung, Autopflege, Werkstatt, TÜV, Wartung, Reifenwechsel 48 
und alle anderen Pflichten auf den Eigentümer des Fahrzeugs übertragen. Es gibt 49 
sowohl solche Angebote, deren Autos stationsbasiert funktionieren, d.h. das Auto 50 
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immer an derselben Stelle abgestellt werden muss, als auch solche, bei denen es 1 
innerhalb eines definierten Gebietes abgestellt und wieder aufgenommen werden 2 
darf, sog. free-floating.  3 
 4 
Beide Systeme sind unterstützenswert. Durch den vorliegenden Antrag soll jedoch 5 
ein Schwerpunkt auf free-floating-Fahrzeuge gelegt werden. Mit Blick auf 6 
selbstfahrende Autos wird hierin die Zukunft gesehen. Voraussichtlich können die 7 
Autos in wenigen Jahren Strecken selbstständig zurücklegen und somit an der 8 
benötigten Stelle für Nutzende bereitstehen.  9 
 10 
Ein weiterer wesentlicher, zu berücksichtigender Aspekt liegt darin, dem öffentlichen 11 
Personalverkehr (ÖPNV) höchste Priorität zu geben. Erst wenn und wo ein Ausbau 12 
dessen nicht möglich ist, soll die Nutzung von Carsharing gefördert werden. 13 
Um den Einstieg zur Nutzung für (potentielle) Anwendende zu vereinfachen, soll eine 14 
zentrale Buchungsplattform etabliert werden. Daneben sollen auch jene Menschen, 15 
die für gewöhnlich den ÖPNV nutzen, einen vereinfachten Zugriff auf geteilte 16 
Fahrzeuge erhalten.  17 
 18 
Bei einem kostengünstigen und einfachen Zugang sind wir überzeugt, dass sich viele 19 
Menschen überzeugen lassen, auf ihr eigenes Fahr- oder Stehzeug mit 20 
Verbrennungsmotor zu verzichten und stattdessen auf ein elektrisch betriebenes 21 
Auto aus Carsharingflotten umzusatteln. 22 
 23 
 24 
 25 
 26 
Überwiesen an: LAK ÖkÖk 27 
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Antrag:  U4  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Dessau-Roßlau, Jusos Anhalt-Bitterfeld, Jusos Wittenberg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesvorstand 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Kfz-Emissionssteuer zur Förderung des Kaufes von umweltfreundlicheren 9 

Autos 10 

 11 
Die SPD auf Bundesebene möge sich in Zukunft für folgende Maßnahme einsetzen: 12 
Die Regierung soll dafür Sorge tragen, dass, nach verbesserten Tests und 13 
unabhängig von Angaben der Autohersteller, der durchschnittliche CO2-14 
Emissionswert aller in Deutschland gekauften Neuwagen in den folgenden vier 15 
Klassen ermittelt werden kann: 16 
 17 
Pkw mit bis zu 5 Sitzen bzw. mit mehr als 5 Sitzen(in der billigsten Variante), getrennt 18 
nach Autos mit Benzin- und Dieselmotor. Der ermittelte Wert wird als Mittlerer 19 
Emissionswert bezeichnet. 20 
 21 
Der Preis jedes verkauften Autos wird nun auf der Grundlage der folgenden 22 
Berechnung angepasst: 23 
Endgültiger Preis = Kaufpreis * [CO2-Emissionen des Wagens / (Mittlerer 24 
Emissionswert seiner Klasse * 0,925)] 25 
 26 
Allerdings wird der Quotient, mit dem der Ursprungspreis multipliziert wird, höchstens 27 
2 und mindestens 0,5 betragen. Bei Autos, die kein CO2 ausstoßen (z.B. 28 
Elektroautos und Brennstoffzellenautos) beträgt der Quotient generell 0,4, allerdings 29 
kann der Preis dieser Autos maximal um 15.000 Euro reduziert werden. 30 
 31 
So erhält jedes Auto, basierend auf seinen CO2-Emissionen einen neuen Preis, der 32 
entweder einer Subventionierung (bei emissionsarmen Modellen) oder einer 33 
Verteuerung bei Autos mit überdurchschnittlichem Ausstoß von CO2 gleichkommt. 34 
Alle Mehreinnahmen, von Autos, deren Quotient höher als 1 liegt, fließen als in einen 35 
speziellen staatlichen Topf, der nur zu diesem Zwecke eingerichtet wird, von diesem 36 
Geld wird die Subventionierung von Autos mit Quotienten unter 1 bezahlt. Die 37 
Höchstsumme mit der Elektroautos gefördert werden können, soll im Laufe der Jahre 38 
abhängig davon sinken, wie viel Prozent der neu zugelassenen Pkw Elektroautos 39 
sind. 40 
 41 
Die Erhebung und Abführung der Steuer bzw. das Zahlen der Subventionen erfolgt 42 
bei der Anmeldung des Autos, Gebraucht- und Neuwagen sind betroffen. Allerdings 43 
sollten die Autohändler gesetzlich verpflichtet werden den Preis des Autos inklusive 44 
Sonderemissionssteuer klar und deutlich anzugeben um Verbrauchertäuschung zu 45 
verhindern. Es sind entsprechende Maßnahmen zu treffen, um zu verhindern, dass 46 
das System umgangen und ausgehebelt wird oder die Subventionen missbraucht 47 
werden. 48 
 49 
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Wagen, die von Rettungsdiensten, der Polizei oder dem THW beschafft werden, 1 
sollten von der Steuer nicht betroffen sein. Wagen, die von Rettungsdiensten, der 2 
Polizie oder dem THW beschafft werden, sowie Oldtimer sollen von der Steuer nicht 3 
betroffen sein. 4 
 5 
Begründung: 6 
 7 
Deutschland hat sich in Bewusstsein des Klimawandels ambitionierten Klimazielen 8 
verschrieben, bis 2020 sollen die Treibhausgas-Emissionen im Vergleich zu 1990 um 9 
40% sinken. Allerdings wird dieses Ziel  nicht annähernd erreicht, derzeit werden nur 10 
27,6% weniger CO2-Äquivalente ausgestoßen. Dieses Versagen lässt sich zu einem 11 
nicht geringen Teil darauf zurückführen, das die Emissionen des Verkehrssektors so 12 
gut wie  konstant bleiben. Selbst die wahrscheinlich geschönten Tests der 13 
Autohersteller zeigen immer noch CO2-Emissionen von Neuwagen, die deutlich zu 14 
hoch sind. Im ersten Halbjahr 2016 liegen sie mit 127,6 Gramm pro Kilometer auch 15 
immer noch 34% über dem EU-Ziel für das Jahr 2020(95 g/km). 16 
 17 
Der wichtigste Grund für das zu langsame Absinken der Werte liegt in der 18 
gestiegenen Nachfrage nach großen, viel Treibstoff verbrauchenden Pkws, sowie der 19 
geringen Anreize Elektroautos und Treibstoff sparende Autos zu kaufen. Die 20 
Nachfrage nach SUVs hat sich seit 2007 fast verdreifacht und ihre 21 
überdurchschnittlichen Emissionen sorgen mit dafür, dass der CO2-Ausstoß im 22 
Straßenverkehr kaum sinkt . 23 
 24 
Auch wenn diese verstärkte Nachfrage vielleicht die Autoindustrie freut, sie wird 25 
kommende Generationen teuer zu stehen kommen. Sollte der Klimawandel nicht 26 
deutlich stärker bekämpft werden, rechnet man allein für Deutschland bis 2050 mit 27 
Folgeschäden von ca. 800 Milliarden Euro, bis 2100 könnten diese 3,1 Billionen Euro 28 
betragen. Ein großer Teil dieser Folgekosten äußert sich in erhöhten Energiepreisen, 29 
was jeden Bürger dieser Gesellschaft, auch weniger privilegierte trifft. Leider ist auch 30 
das 2015 beschlossene Pariser Klimaschutzabkommen nicht genug, er wird die 31 
Erderwärmung nicht auf die angestrebten 2 Grad begrenzen. 32 
 33 
Aus diesen Gründen brauchen wir konkrete politische Maßnahmen um unsere 34 
Klimaschutzziele nicht nur zu erreichen, sondern auch überzuerfüllen. Dazu soll die 35 
Maßnahme beitragen und die Emissionen im Verkehrssektor senken, der immerhin 36 
für 18% des gesamten deutschen Treibhausgasaustoßes verantwortlich ist. 37 
 38 
Die Kfz-Emissionsteuer zielt darauf ab kurzfristig die Nachfrage nach Treibstoff 39 
sparenden Autos mit Verbrennungsmotoren und langfristig vor allem die Nachfrage 40 
nach emissionslos angetriebenen Autos zu erhöhen, sobald diese ihre aktuellen 41 
Nachteile, v.a. was die Reichweite betrifft, überwunden haben. Der Vorschlag 42 
funktioniert nach dem klassischen Marktgesetz, dass der Preis die Nachfrage 43 
bestimmt. Steigt dieser für ineffiziente Autos, wird auch der Verkauf dieser sinken, 44 
während gleichzeitig der umweltfreundlicher steigt. Ziel des Staates ist, dass ihm 45 
durch das Umverteilungsmodell keine Kosten entstehen. Die Erreichung dieses 46 
Zieles ist angesichts der Tatsache, dass viel Treibstoff verbrauchende Autos in der 47 
Regel mehr kosten als sparsamere Pkw, und deshalb absolut gesehen eine höhere 48 
Kfz-Emissionssteuer bezahlen, wahrscheinlich. 49 
 50 
Überwiesen an: LAK ÖkÖk 51 
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Antrag:  V17  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an die SPD-5 
Bundestagsfraktion 6 
 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Verbot von Wildtierhaltung in privater Hand 10 

 11 
Tierschutzvereine, wie PETA, fordern ein Verbot für eine Wildtierhaltung in privater 12 
Hand. Denn bei dieser Art der Haltung besteht die Gefahr einer nicht artgerechten 13 
Haltung, wodurch die betroffenen Tiere Schaden erleidenden können. Auch kann 14 
eine nicht ordentliche Haltung eine Gefahr für den Halter darstellen, wenn 15 
beispielsweise die Tiere aggressive Züge entwickeln oder ausbrechen. 16 
Ein weiterer Aspekt ist die Züchtung. Um für den potenzialen privaten Käufer 17 
ansprechend zu wirken, ist die Zucht ein gängiges Mittel. Durch die veränderten 18 
Merkmale können die Tiere leiden. 19 
 20 
Durch das angestrebte Verbot würde der Tierschutz optimiert werden. 21 
 22 
Begründung: 23 
 24 

- erfolgt mündlich -  25 
 26 
 27 
 28 
 29 
 30 
 31 
 32 
 33 
Überwiesen an: LAK ÖkÖk 34 
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Antrag:  V4  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Magdeburg 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Bundestagsfraktion 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
PLZ-Vergabe durch staatliche Stelle 9 

 10 
Die Jusos fordern die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich für eine Verlagerung der 11 
Kompetenzen betreffend den Postleitzahlen in Deutschland von der  12 
Deutschen Post AG an eine geeignete Bundesbehörde einzusetzen. Dies kann z.B. 13 
die Bundesnetzagentur sein. 14 
 15 
Begründung: 16 
 17 
Nach der Privatisierung der Post ist auch die Verantwortung für die Postleitzahlen an 18 
die Deutsche Post AG übergegangen. Damit wurde eine hoheitliche Aufgabe an ein 19 
privates Unternehmen gegeben. Die Länder haben dabei laut der Antwort der 20 
Thüringischen Landesregierung auf eine kleine Anfrage im Landtag Thüringens  21 
keine Einflussmöglichkeit. Eine Beeinflussung durch den Bund konnte die Regierung 22 
weder bejahen noch verneinen. 23 
 24 
 25 
 26 
 27 
 28 
 29 
 30 
 31 
 32 
 33 
 34 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 35 
Weitergeleitet an: 36 

 37 
 38 
 39 
 40 
  41 
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Antrag:  V10  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Stendal 3 
 4 
Weiterleitung an: SPD-Landtagsfraktion, SPD-Landesparteitag 5 
 6 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 7 

 8 
Evaluierung der Freundlichkeit der Beamten und Angestellten des öffentlichen 9 

Dienstes im Land Sachsen-Anhalt 10 

 11 
Die SPD-Fraktion möge sich dafür einsetzten, die Freundlichkeit aller Mitarbeiter des 12 
Landes Sachsen-Anhalt und alle relevanten Prozesse zu evaluieren und außerdem 13 
eine Beschwerdestelle einzurichten, bei denen sich Bürger über unfreundliche 14 
Mitarbeiter und suboptimale Prozesse beschweren können. Ggf. müssen 15 
Maßnahmen zur Verbesserung der Freundlichkeit angeregt werden. 16 
 17 
Begründung: 18 
 19 
Viele haben es sicher schon einmal erlebt: Man wendet sich mit einem Anliegen an 20 
die Verwaltung und sein Anliegen wird mit einem Kommentar bedacht, der einen 21 
gewissen Anstand vermissen lässt. Möglicher weise sind das aber nur Einzelfälle. 22 
Daher bitten wir die Landtagsfraktion zunächst die allgemeine Freundlichkeit der 23 
Mitarbeiter in Erfahrung zu bringen. 24 
 25 
 26 
 27 
 28 
 29 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 30 
Weitergeleitet an: 31 

  32 
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Antrag:  V12  1 
 2 
Antragssteller:  Jusos Halle 3 
 4 
Weiterleitung an: Juso-Bundeskongress zur Weiterleitung an den Bundesparteitag 5 

der SPD und SPD-Bundestagsfraktion 6 
 7 
Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 8 

 9 
Abschaffung des Amts für den Militärischen Abschirmdienst (MAD) 10 

 11 
Das Amt für den Militärischen Abschirmdienst (MAD) soll abgeschafft werden. 12 
Seine Aufgaben sollen vom Bundesamt für Verfassungsschutz und dem 13 
Bundesnachrichtendienst übernommen werden. 14 
 15 
Begründung: 16 
 17 
Der MAD übernimmt innerhalb der Bundeswehr die Aufgaben einer 18 
Verfassungsschutzbehörde. Seine Aufgaben umfassen die 19 
Spionage/Sabotageabwehr sowie der Extremismus und Terrorismusbekämpfung. 20 
 21 
Dies sind auch die Kernaufgaben des Bundesämter für Verfassungsschutz und der 22 
jeweiligen Landesämter im Inland und des Bundesnachrichtendienstes im Ausland. 23 
Somit können die Aufgaben auch durch die Komplett zivilen Nachrichtendienste 24 
übernommen werden, was einerseits dafür sorgt, das vor allem im Bereich 25 
Extremismusbekämpfung wertvolle Informationen nicht verloren gehen oder etwas 26 
innerhalb der Bundeswehr vertuscht werden kann. Des Weiteren ist nicht ersichtlich 27 
warum eine Parlamentsarmee, wie die Bundeswehr, einen eigenen Geheimdienst 28 
braucht. 29 
 30 
 31 
 32 
 33 
 34 
 35 
Abstimmungen:   Angenommen/ Abgelehnt: 36 
Weitergeleitet an: 37 

 38 


